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Mittwoch, 25. Mai 1983 
1. Plenarsitzung 

Beginn: 10.46 Uhr 

Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl. Vorsitzender der CDU: 
Exzellenzen! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Verehrte Gäste! 
Liebe Freunde! Hiermit eröffne ich den 31. Bundesparteitag der 
Christlich Demokratischen Union Deutschlands und darf Sie alle sehr 
herzlich begrüßen. 

Ich begrüße Sie in Köln, jener Stadt, die der Union in ihrer 
Geschichte und auch in den letzten Jahrzehnten so viel gegeben hat. 
Ich begrüße unsere zahlreichen ausländischen Freunde und Gäste, Ich 
begrüße die Repräsentanten, die Vorsitzenden vieler wichtiger 
Organisationen in der Bundesrepublik Deutschland. Vor allem, liebe 
Freunde, begrüße ich die Delegierten und die Gastdelegierten der CDU 
Deutschlands, die heute zum dritten Mal, nach 1954 und 1961, zu 
einem Bundesparteitag nach Köln gekommen sind. 

Unter unseren Gästen sind nur noch wenige, die all diese 
Parteitage aktiv mitgestaltet und erlebt haben, und auch unter den 
Delegierten sind wenige, die sie aktiv mitgestaltet haben. Einen 
will ich gleich zu Beginn begrüßen, der irrmer dabei war und der in 
seiner Persönlichkeit auch die Geschichte der CDU Deutschlands 
repräsentiert: unseren Freund Kurt Georg Kiesinger. 

(Beifall) 

Lieber Freund Kurt Georg Kiesinger, daß es für mich heute eine 
besondere Freude ist und - ich sage es so, wie ich es empfinde - ein 
bewegender Augenblick, Sie in der Kontinuität der Partei begrüßen zu 
können, wird jeder verstehen, der die Jahrzehnte in der Union mit 
uns gemeinsam gestaltet hat. 

Mit ihm begrüße ich die vielen älteren Freunde, die heute unsere 
Gäste sind. Freunde aus dem Ältestenrat der Partei um Heinrich 
Krone. Ich war und bin immer dankbar für ihren erfahrenen und 
freundschaftlichen Rat. 

(Beifall) 

Meine lieben Freunde, unserem Selbstverständnis und unserer 
Tradition entsprechend wollen wir zur Eröffnung des Parteitages und 
vor Eintritt in die Tagesordnung unserer heimgegangenen Freunde 
gedenken. 

(Die Anwesenden erheben sich) 

- Ich erinnere an Dr. Konrad Josef Kannengießer, gestorben am 12. 
November 1981. Josef Kannengießer gehörte nach dem Zweiten Weltkrieg 
zu den Mitbegründern der CDU. Er war nach dem Zusanmenbruch der 
Nazi-Zeit der erste Geschäftsführer der CDU in Westfalen-Lippe. Er 
war zutiefst davon überzeugt und beseelt, daß sich katholische und 
evangelische Christen nur gemeinsam in einer großen christlichen 
Partei durchsetzen können. 



Ich erinnere an Frau Margot Kalinke, gestorben am 25. November 
1981. Sie war von 1949 bis 1953 und von 1955 bis 1972 Mitglied des 
Deutschen Bundestages, zunächst als Mitglied der Deutschen Partei 
und dann viele Jahre hindurch als Mitglied unserer Fraktion. Margot 
Kalinke gehörte in ihrer eigenen, unverwechselbaren Weise zu den 
Parlamentariern der ersten Stunde, für die Sozialpolitik 
Lebensaufgabe war. 

Vor 1933 arbeitete sie bei den christlichen Gewerkschaften im 
Verband der weiblichen Handels- und Büroangestellten. Die 
Wiederherstellung der Selbstverwaltung im Bereich der Kranken- und 
Rentenversicherung ist aufs engste mit ihrem Wirken verbunden. 

Ich erinnere an Kurt Bender, gestorben am 27. Dezember 1981. Er 
war über 20 Jahre Stadtverordneter der CDU in Frankfurt. Er trat 
nach dem Krieg der CDU bei und führte durch fast 30 Jahre hindurch 
den mitgliedstärksten CDU-Ortsverband in Frankfurt. In seinem 
väterlichen Betrieb großgeworden, gehörte er zu denen, die über die 
Kommunalpolitik intensiv am Wiederaufbau seiner Heimatstadt 
Frankfurt geholfen haben. 

Ich erinnere an Eduardo Frei, gestorben am 22. Jannuar 1982. Er war 
Präsident Chiles und war von 1960 bis 1970 Führer der chilenischen 
christlichen Demokraten. Er war mehr als der Führer einer nationalen 
Partei. Er war auch mehr als nur eine Führungspersönlichkeit der 
christlichen Demokratie in Lateinamerika. Sein Name stand und sein 
Name steht als Symbol für Demokratie und Menschenrechte in seinem 
Land und überall in der Welt. Er war unser Freund. 

Ich erinnere an Dr. Günther Serres, gestorben am 26. Dezember 
1981. Günther Serres war Mitglied des Deutschen Bundestages von 1949 
bis 1969. Über 20 Jahre hindurch führte er seinen 
Heimatkreisverband. Er hat als Mitglied der Beratenden Vearsantmlung 
des Europarates und der Versammlung der Westeuropäischen Union 
unserer Sache gedient. 

Ich erinnere an Frau Dr. Elsbeth Bonnemann, gestorben am 23. 
Januar 1982. Sie war Ehrenvorsitzende des Bundes katholischer 
deutscher Akademikerinnen. Sie hat sich nach dem 2. Weltkrieg mit 
ihrer ganzen Kraft für die Belange der Frau, vor allem der 
berufstätigen Frau, eingesetzt. Als Stadträtin von Göttingen und als 
Mitglied des niedersächsischen Landstags hat sie sich in besonderer 
Weise der beruflichen Situation der Frau angenommen. Ihre Hauptsorge 
galt durch die vielen Jahre hindurch der sozialen Lage der 
Studentinnen an deutschen Universitäten. 

Ich erinnere an Hans-Joachim von Merkatz, gestorben am 25. 
Februar 1982. Er hat die Gründerjahre der Bundesrepublik Deutschland 
mitgestaltet. In wichtigen Regierungsämtern hat Hans-Joachim von 
Merkatz unter Konrad Adenauer unserem Lande gedient. Er war ein Mann 
des Ausgleichs und der Verständigung, und er hat sich vor allem um 
die europäische Idee verdient gemacht. 

Ich erinnere an Karl Hahn, gestorben am 6. März 1982. Er war 
Bundestagsabgeordneter von 1953 bis 1969. Er war Mitglied des 
Europäischen Parlaments und war Bezirksvorsitzender der CDU-Ost im 
Bezirk Ostwestfalen-Lippe. In den 20er Jahren hat sich Karl Hahn der 
Jugendarbeit in besonderer Weise gewidmet. 1934 wurde er vom 
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NS-Regime aus politischen Gründen gemaßregelt. Er fand schon früh 
Kontakt und Zugang zum Widerstand gegen Hitler. Er hat sich in einer 
beispielhaften Weise gerade auch für die Sache der jungen Generation 
eingesetzt. 

Ich erinnere an unseren Freund Hans Hubrig, gestorben am 25. 
März 1982. Er war Mitglied des Bundestages von 1969 bis 1972 und 
danach wiederum ab 1976. Er war Fraktionsvorsitzender der 
CDU-Fraktion im Kreistag von Celle. 

Er war vorher Mitglied des Landtags in Niedersachsen. Er hat sich in 
einer ganz besonderen Weise um die Zukunftsaufgaben der 
Energiepolitik und der Forschungsförderung verdient gemacht. 

Ich erinnere an Walter Hallstein, gestorben am 29. März 1982. Er 
war ein Mann der ersten Stunde beim Wiederaufbau der neuen Republik. 
Er war ein Wegbegleiter Konrad Adenauers, und er gehörte zu jenen 
Persönlichkeiten, die in zäher Arbeit Stein auf Stein unsere 
Republik gebaut haben. Seine Leidenschaft und sein Engagement galten 
der europäischen Einigung. Er wird zu Recht als einer der Väter der 
Europäischen Gemeinschaft genannt. Er war im besten Sinne des Wortes 
ein Diener unseres Staates, der in diesem Dienen mit die Fundamente 
für eine freiheitliche Zukunft Deutschlands gelegt hat. 

Ich erinnere an Hermann Schlüter, gestorben am 4. Juni 1982. Er 
war Mitglied der Bremischen Bürgerschaft von 1952 bis 1967. Er war 
langjähriger Präses und Ehrenpräses der Handwerkskammer in Bremen. 
Von Beruf Bäckermeister, war er ein anerkannter Repräsentant seines 
Berufsstandes. Er hat in langen Jahren aufopferungsvoll und 
beispielhaft für das Gemeinwohl seiner Heimatstadt gearbeiet. 

Ich erinnere an unseren Freund Werner Schwarz, gestorben am 2. 
September 1982. Er war Mitglied des Deutschen Bundestages von 1953 
bis 1965. Er war Bundesernährungsministes von 1959 bis 1965. Von 
ganzem Herzen Bauer und Landwirt, war Werner Schwarz in langen 
Jahren seines politischen Wirkens ein Sachwalter der Interessen 
seines Berufsstandes. Aber er hat immer die Interessen des ganzen 
Landes im Blick gehabt. In einer schwierigen Phase der europäischen 
Einigung hat Werner Schwarz mit großem politischem Einsatz und 
Erfolg für Europa seinen Kampf geführt. 

Ich nenne Josef Pütz, gestorben am 9. September 1982. Er war 
Bundesvorsitzender der Kommunal politischen Vereinigung von 1968 bis 
1973. Er war in den Jahren von 1960 bis 1966 Finanzminister des 
Landes Nordrhein-Westfalen. Josef Pütz gehörte zu den Mitbegründern 
der CDU. Sein ganzes Engagement galt in diesen Jahren der 
KonmunalPolitik in seiner Heimatstadt Solingen in 
Nordrhein-Westfalen. Über 20 Jahre hindurch diente er im Landtag von 
Nordrhei n-Westfalen. 

Ich nenne Friedel Heinen, gestorben am 10. September 1982. Er 
war Vorsitzender der Kommunal politischen Vereinigung der CDU 
Nordrhein-Westfalen und über 20 Jahre hindurch Mitglied des 
Landtags. Er ist vor allem in seiner Heimatstadt Duisburg als 
Kommunalpolitiker, der er ein Leben lang geblieben ist, 
hervorgetreten. 



Ich nenne unseren Freund Egon Lampersbach, gestorben am 16. 
Dezember 1982. Er war von 1968 bis 1977 Vorsitzender der 
Mittelstandsvereinigung der CDU/CSU, und er gehörte von 1965 bis zu 
seinem Tod dem Deutschen Bundestag als Mitglied an. Sein politischer 
Werdegang begann in der Kommunalpolitik. Sein ganzes politisches 
Leben hindurch hat er im Bereich unserer Mittelstandsvereinigung 
gewi rkt. 

Ich nenne Anton Säbel, gestorben am 5. Januar 1983. Er war 
Präsident der Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung. Er war Mitglied des Deutschen Bundestages 
bis zu seiner Berufung in dieses Amt von 1949 bis 1957. Als 
Vorsitzender des Bundestagsausschusses für Arbeit hat Anton Säbel in 
der schweren Zeit des Wiederaufbaus einer zukunftsweisenden 
Sozial- und Gesellschaftspolitik entscheidende Anstöße gegeben. Als 
Präsident der Bundesanstalt hat er von 1957 bis 1968 vor allem auch 
die Interessen der Arbeitnehmer unseres Landes in vorbildlicher 
Weise vertreten. 

Ich nenne Heinz Haupt, gestorben am 2. April 1983. Er war 
stellvertretender Landesgeschäftsführer der CDU des Rheinlands. 
Schon in den Gründerjahren der Union 1946 begann er seine 
hauptberufliche Tätigkeit in der Union. Verantwortlich für die 
Organisation des Landsesverbandes, für Wahl kämpfe, Parteitage und 
Kongresse, hat Heinz Haupt Anteil an der erfolgreichen Arbeit 
unserer Partei. 

Und ich nenne, liebe Freunde, Harm Dallmeyer, gestorben am 11. 
April 1983, einer aus der jungen Generation unserer Partei. Wir 
wissen, daß sein Leben sich viel zu früh vollendet hat. Mit ihm 
verlieren wir einen Freund, der sich mit großem Einsatz und 
persönlichem Engagement in den Dienst unserer Partei gestellt hat. 

Sie haben sich zu Ehren unserer Freunde erhoben. Ich bitte Sie, 
unseren heimgegangenen Freunden ein stilles Gebet zu widmen. - Ich 
danke Ihnen! 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Meine lieben Freunde! Es 
entspricht der Tradition unserer Parteitage, daß der Vorsitzende bei 
der Eröffnung in wenigen kurzen Sätzen auf die Entwicklung seit dem 
letzten Parteitag eingeht. Ich tue dies heute mit verständlicher 
Genugtuung. 

Vor eineinhalb Jahren auf dem Parteitag in Hamburg habe ich den 
Delegierten zugerufen, daß dieser Hamburger Parteitag zur 
Vorbereitung der Regierungsübernahme dient. Und jeder im Lande 
sieht: Wir haben Wort gehalten. Es war die Vorbereitung zur 
Regierungsübernahme. 

(Beifall) 

Liebe Freunde, ich habe damals gesagt, und ich darf es 
wiederholen: "Wir werden unser Land besser regieren - nicht, weil 
wir alles besser wissen, sondern weil wir auf das Wissen und den 
Willen der Menschen bauen. Wir, die Menschen unseres Landes, wollen 
nicht mehr Staat, sondern einen besseren Staat. Wir wollen diesen 
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Staat vom Kopf der Bürokraten wieder auf die Füße seiner Bürger 
stelTen." 

Am 6. März haben uns die Wähler dazu den Auftrag gegeben. 

(Beifall) 

Liebe Freunde, es ist noch kein ganzes Jahr vergangen, seit sich 
die Agonie der Regierung Schmidt vor aller Augen vollzog. Das Ende 
kam im Spätsoimer, als die Sozialdemokratische Partei Deutschlands 
ihrem stellvertretenden Vorsitzenden Helmut Schmidt die Gefolgschaft 
versagte, als die Sozialdemokraten hilflos vor den Problemen 
standen, die sie selbst verschuldet hatten, jenen Problemen, die 
einfach lauteten: Millionenarbeitslosigkeit ohne Aussicht auf 
Abhilfe, eine uferlos wachsende Staatsverschuldung ohne den Willen 
zur wirklichen Eindämmung, wachsende Zweifel unserer Freunde und 
Partner an der Zuverlässigkeit der Bundesrepublik Deutschland. 

Um diese Erblast waren wir nicht zu beneiden, als wir in jenen 
Septembertagen die Koalition der Mitte verabredeten und bildeten. 
Was mußten wir damals nicht alles hören und lesen über die düsteren 
Perspektiven unseres Neuanfangs in der schwersten Wirtschafts- und 
Finanzkrise seit Bestehen der Bundesrepublik Deutschland. 

Liebe Freunde, wir haben uns dennoch unserer Pflicht gestellt. 
Wir haben das Notwendigste in die Wege geleitet. Wir haben eine 
Eröffnungsbilanz gezogen, und wir haben einen ehrlichen Haushalt für 
das Jahr 1983 verabschiedet. 

Wir haben erste Maßnahmen zur Wiederbelebung der Wirtschaft, 
besonders der Bauwirtschaft, ergriffen, und wir haben uns intensiv 
um die Wiederherstellung des Vertrauens unserer Partner in die 
Bündnistreue und Zuverlässigkeit der Bundesrepublik Deutschland 
bemüht. 

Liebe Freunde, mit dieser Politik haben wir in den wenigen 
Monaten, die uns bis zur Auflösung des Bundestags zur Verfügung 
standen, eine ganz beachtliche Bilanz erreicht. 

(Beifall) 

Wir haben dann einen Wahl kämpf geführt, in dem wir offen und 
ehrlich vor die Bürger hintraten und ihnen die Situation des Landes 
darstellen. Wir haben von den Opfern, die notwendig waren und die 
notwendig sind, gesprochen, und wir haben auch gesagt, daß wir sie 
gemeinsam bringen müssen. 

Unsere Mitbürger haben unser Vertrauen auf ihre Bereitschaft zu 
solidarischen Anstrengungen am 6. März mit ihren Stimmen und mit 
ihrem Vertrauen und mit ihrer Entschlossenheit beantwortet, das Land 
auf diesem vorgezeigten Weg wieder aufwärts zu führen. Liebe 
Freunde, sie haben damit all jene widerlegt, die da meinten: Wer die 
Wahrheit vor Wahlen sagt, wer von Opfern und Einschränkungen redet, 
kann keine Wahl gewinnen. 

Deimit wurde ein wichtiger, notwendiger Beweis für die innere 
Verfassung unseres Gemeinwesens erbracht: Die Bundesrepublik 
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Deutschland ist keine Gefalligkeitsdemokratie; und sie wird, soweit 
es an uns liegt, nie eine solche werden. 

(Beifall) 

Der 6. März 1983 war nicht nur ein großer Tag für die Union. Ich 
glaube, wir dürfen auch sagen: Er war ein wichtiger Tag für die 
Demokratie in Deutschland. 

Wir haben auch guten Grund, an dieser Stelle unseren Freunden zu 
danken, die zur gleichen Zeit Landtagswahlen hatten. In 
Rheinland-Pfalz gelang es unserem Freund Ministerpräsident Bernhard 
Vogel, und allen Freunden dort, und in Schleswig-Holstein 
Ministerpräsident Uwe Barschel mit seinem Landesverband, die 
bisherigen guten Ergebnisse zu verbessern. Das ist eine großartige 
Leistung. 

(Beifall) 

Liebe Freunde, wir haben uns für diesen Parteitag das 
Schwerpunktthema "Jugendarbeitslosigkeit" gesetzt. Wir wollen morgen 
gemeinsam mit den Repräsentanten der Verbände und den Vertretern der 
Wirtschaft und der Wissenschaft über dieses uns bedrückende und 
bedrängende Problem diskutieren. Ich wünsche unseren Beratungen im 
Interesse unserer jungen Mitbürger jeden nur denkbaren Erfolg. 

Heute mittag und in den Abendstunden wird der Parteitag 
satzungsgemäß die neue Parteiführung, den neuen Bundesvorstand, 
wählen. Dazu sei nur soviel gesagt: Das Maß an Solidarität in der 
Parteiführung bestimmt ganz entscheidend die Einsatzbereitschaft der 
Mitglieder und damit die Leistungsfähigkeit der ganzen Partei. Unser 
Erfolg, liebe Freunde, beruht auch darauf, daß wir in der 
zurückliegenden Zeit, in den vergangenen Jahren und Monaten, bei 
allen Rückschlägen, die wir auch erlitten haben, diesen 
Anforderungen an uns selbst - ich glaube, ich darf dies sagen - im 
großen und ganzen gerecht geworden sind. Diese Haltung und dieser 
Stil müssen unser Verhalten auch in Zukunft prägen. 

In diesem Sinne wünsche ich dem Parteitag einen guten Verlauf und 
uns allen ertragreiche Diskussionen und Gespräche sowie vor allem, 
liebe Freunde, nach den Anstrengungen der letzten Monate 
kameradschaftliche Begegnungen beim rheinischen Abend, den wir heute 
abend auf Einladung unserer rheinischen Freunde genießen dürfen. Ich 
darf mich schon jetzt für diese Einladung sehr herzlich bedanken. 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, ich komme damit zu Punkt 2 der 
Tagesordnung: 

Wahl des Tagungspräsidiums. 

Ihnen allen liegt der Vorschlag zu diesem Punkt 2 vor. Wird zu 
dieser Vorlage das Wort gewünscht? - Werden weitere Vorschläge 
gemacht? - Das ist nicht der Fall. Dann komme ich zur Abstimmung. 
Wer der Vorlage seine Zustimmung geben will, den bitte ich um das 
Abstimmungszeichen. - Ich bitte um die Gegenprobe. -
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Stimmenthaltungen? - Soweit ich erkennen kann, ist bei Enthaltung 
der Betroffenen einstimmig so beschlossen. 

Ich darf unseren Freund Bernhard Worms und die gewählten 
Beisitzerinnen und Beisitzer bitten, die Geschäfte zu übernehmen. 

(Beifall) 

Dr. Bernhard Worms. Tagungspräsidium: Meine sehr geehrten Damen 
und Herren, namens des Tagungspräsidiums bedanke ich mich bei Ihnen 
für Ihr Vertrauen, und ich sichere Ihnen zu, daß wir die 
Verhandlungen des Bundesparteitages ordnungsgemäß, fair und zügig 
leiten werden, so daß wir uns, wie der Bundesvorsitzende eben ja 
schon zum Ausdruck gebracht hat, pünktlich um 20 Uhr gemeinsam zum 
gut vorbereiteten Rheinischen Abend treffen können. 

(Beifall) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Herr Krause teilt mir gerade 
mit, daß Herr Siegfried Dübel von der Exil-CDU erkrankt ist. Die 
Exil-CDU schlägt nun für das Tagungspräsidium Herrn Henning Lemmer 
vor. Es handelt sich um den Sohn unseres Freundes und ehemaligen 
Ministers Ernst Lemner. 

Ich unterstelle, daß Sie damit einverstanden sind, und bitte 
Herrn Lemmer, nunmehr auch hier vorn Platz zu nehmen. 

(Zustiimiung) 

Ich rufe jetzt Punkt 3 der Tagesordnung auf: 

Beschlußfassung über die Tagesordnung 

Der Bundesvorstand hat auf seiner gestrigen Sitzung die Vorlage 
eines Antrages zur Änderung des Bundesstatuts im Hinblick auf die 
Europawahlen einstintnig beschlossen. Dieser Antrag wird im Laufe des 
Tages den Delegierten vorgelegt werden. Deshalb ist im Progranm zum 
31. Bundesparteitag die vorgelegte Tagesordnung dahingehend zu 
ändern, daß der Tagesordnungspunkt 19 "Anträge" in A und B 
untergliedert wird, und zwar: 19 A "Anträge zum Statut" und 19 B 
"Sonstige Anträge". Ich bitte, das in Ihrer Tagesordnung zu 
vermerken. 

Sodann bitte ich, noch von einem Hinweis Kenntnis zu nehmen, den 
wir auch gleich praktizieren möchten. Je nach Diskussionslage behält 
sich das Präsidium im Laufe des Nachmittags vor, die sonstigen 
Anträge zur Aussprache vorzuziehen, um auch die Zeiten zu nützen, in 
denen die Stimmen der einzelnen Wahlen ausgezählt werden. 

Nunmehr habe ich die herzliche Bitte, daß Sie der so geänderten 
Tagesordnung Ihre Zustimmung geben. Wer das tut, den bitte ich um 
das Kartenzeichen. - Danke schön. Ich bitte um die Gegenprobe. - 2 
Gegenstimmen. Stimmenthaltungen? - Keine Stimmenthaltung. Bei 2 
Gegenstimmen so beschlossen. 

Mit der Beschlußfassung zu diesem Tagesordnungspunkt bitte ich 
gleichzeitig, jetzt auch der Antragsfrist, die für Punkt 18 der 
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Tagesordnung gilt, zuzustimmen. Diese Frist ist am 18. Mai 1983, 21̂  
Uhr abgelaufen. Ich bitte nummehr, dieser Frist zuzustimmen. Ich 
darf um das Kartenzeichen bitten. - Danke schön. Gegenprobe! -
Stimmenthaltungen? - Einstimmig so bechlossen. 

Meine Damen und Herren, ich weise noch kurz darauf hin, daß 
gemäß § 5 Abs. 1 der Geschäftsordnung der CDU Anträge spätestens 
vier Wochen vor dem Bundesparteitag bei der 
GDU-Bundesgeschäftsstelle eingegangen sein müssen. Für diesen 
Bundesparteitag endete also die Antragsfrist am 26. April 1983. Mit 
Schreiben vom 2. Mai 1983 hat der Generalsekretär den 
antragsberechtigten Gliederungen der Partei mitgeteilt , daß alle 
Anträge zum Tagesordnungspunkt 18 " Forum 'Jugendarbeitslosigkeit' 
", die bis Mittwoch, 18. Mai 1983, 24 Uhr bei der 
CDU-Bundesgeschäftsstelle eingegangen sind, noch dem Bundesparteitag 
vorzulegen und als rechtzeitig gestellt anzusehen sind. Dem ist so 
entsprochen worden. 

Nun noch einige wenige geschäftsleitende Bemerkungen zum 
zeitlichen Ablauf der heutigen Plenarsitzungen. Wir werden im 
Verlauf der 2. Plenarsitzung - das ist am Nachmittag - die Neuwahlen 
des Bundesvorstandes durchführen. Auf Vorschlag des 
Tagungspräsidiums können vom Bundesparteitag für die Wahl der 
Mitglieder des Bundesvorstandes nach § 12 Abs. 5 der 
Geschäftsordnung Meldefristen beschlossen werden. Das 
Tagungspräsidium schlägt Ihnen vor, die Einreichungsfrist für 
Kandidatenvorschläge für die Wahl der stellvertretenden Vorsitzenden 
und für die Wahl der weiteren Mitglieder des Bundesvorstandes auf 
heute, 25. Mai 1983, 14 Uhr festzulegen. Das Präsidium weist Sie 
darauf hin, daß nach § 12 Abs. 4 der Geschäftsordnung 
Kandidatenvorschläge für die Wahl der Mitglieder des 
Bundesvorstandes nur schriftlich gemacht werden können. 

Eine Aufstellung aller bis zum 24. Mai 1983 eingegangenen 
Kandidatenvorschläge liegt Ihnen bereits vor. Für diese Kandidaten 
erübrigt sich eine weitere Nominierung. 

Weiter schlagen wir Ihnen vor, daß wir folgende Frist für die 
Einreichung von Initiativanträgen, die von 30 Delegierten 
unterschrieben sein müssen, festlegen - das gilt für die 
Tagesordnungspunkte 18 und 19: heute, 25. Mai 1983, 17 Uhr. 

Wenn Sie mit diesen Fristen einverstanden sind, bitte ich um das 
Kartenzeichen. - Danke. Ich bitte um die Gegenprobe. - Keine. 
Stimmenthaltungen? - Keine. Einstimmig so beschlossen. 

Wir werden diese soeben beschlossenen Fristen auch noch an die 
Delegierten verteilen. 

Ein gesonderter Hinweis, den Sie bitte unbedingt beachten 
müssen: Die Initiativanträge werden im Tagungsbüro in das 
Textverarbeitungssystem geschrieben und auf einem entsprechenden 
Antragsformular mit dem Vordruck für 30 Unterschriften ausgedruckt. 

Delegierte, die einen Initiativantrag unterstützen, werden gebeten, 
zur Feststellung der Ordnungsmäßigkeit der Anträge die auf der 
Stimmkarte angegebene Delegiertennummer bei der Unterschrift mit 
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anzugeben, daunit die Rechtmäßigkeit der Unterschrift an Hand der 
Delegiertenliste festgestellt werden kann. Nach Vollzug der 30. 
Unterschriften sind die Initiativanträge beim Tagungspräsidium 
abzugeben. 

Meine Damen und Herren, ich darf nun - sicherlich auch in Ihrem 
Namen - unsere verehrten Gäste herzlich begrüßen. Zunächst möchte 
ich aber die Gattin unseres Bundesvorsitzenden, Frau Hannelore Kohl, 
sehr herzlich in unserer Mitte willkommen heißen. 

(Beifall) 

Liebe Frau Kohl, wir danken Ihnen sehr - und besser als Worte dies 
vermögen, mögen das jetzt Blumen zum Ausdruck bringen - für all das, 
was Sie in den letzten Wochen und Monaten zugunsten Ihres Mannes und 
damit auch zugunsten unserer Partei getan haben. Herzlichen Dank. 

(Beifall) 

Dann komme ich , sicherlich auch in Ihrem Namen, einer Oankespf1icht 
nach. Für die Worte, die wir heute morgen im ökomenischen 
Gottesdienst gehört haben, danke ich mit großer Herzlichkeit 
Weihbischof Wilhelm Wöste und Oberkirchenrat Hermann Walter 
Augustin. Ich bedanke mich aber auch bei Prälat Bocklet, der so 
hervorragend eingesprungen ist. 

(Beifall) 

Unser Dank gilt auch den beiden Lektoren, Frau Roswitha Verhülsdonk 
und unserem Freunde Dr. Horst Waffenschmidt. 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, liebe Freunde, zu Beginn unseres Kölner 
Parteitages ist es mir eine ganz besondere Freude, zahlreiche Gäste 
aus dem In- und Ausland herzlich willkommen zu heißen. Sie alle 
begrüße ich sehr herzlich und bitte gleichzeitig um Nachsicht bei 
allen jenen, die ich angesichts der großen Zahl der Gäste jetzt 
nicht einzeln nennen kann. Ich versichere aber: Wir freuen uns über 
Ihren Besuch und über das Interesse, das Sie der Arbeit unserer 
Partei entgegenbringen. 

Als Vertreter der Stadt, in der wir heute Gastrecht genießen, 
begrüße ich den Oberbürgermeister der Stadt Köln, Herrn Norbert 
Burger. 

(Beifall) 

Wir freuen uns, daß Sie, Herr Oberbürgermeister, gleich noch ein 
Grußwort an den Parteitag richten werden. 

Mit besonderer Herzlichkeit heißt der Parteitag die Vertreter 
der Kirchen willkommen. Ich begrüße den Bevollmächtigten des Rates 
der Evangelischen Kirche in Deutschland, Prälat Heinz-Georg Binder, 
und den Leiter des Kommissariats der Deutschen Bischöfe, Prälat Paul 
Bocklet. 

(Beifall) 
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Eine besondere Freude ist es mir, unter uns den Vorsitzenden des 
Zentralrates der Juden in Deutschland, Herrn Werner Nachmann, 
begrüßen zu können. 

(Beifall) 

Mit einem besonderen Dank und mit besonderem Nachdruck möchte 
ich auf diesem Parteitag, der sich den brennenden Fragen der 
Jugendarbeitslosigkeit widmen wird, den Präsidenten der 
Bundesanstalt für Arbeit, unseren Freund Dr. Josef Stingl, begrüßen. 

(Beifall) 

Lieber Herr Stingl, Ihre Anwesenheit wird uns Ansporn für unsere 
Arbeit heute, morgen und auch in den nächsten Monaten und Jahren 
sein. 

Wir freuen uns auch, verehrte Damen und Herren, über die 
Anwesenheit der Präsidenten und Direktoren zahlreicher 
Bundesbehörden, deren Nennung im einzelnen Sie mir bitte nachlassen 
wollen. 

Für die Bundeswehr begrüße ich herzlich in unserer Mitte 
Generalmajor Wolfhard Galinsky. 

(Beifall) 

Für den Deutschen Gewerkschaftsbund heiße ich willkommen den 
stellvertretenden Vorsitzenden, Herrn Gustav Fehrenbach, und das 
Mitglied des Bundesvorstandes, Frau Irmgard Blattei. 

(Beifall) 

Für die Deutsche Angestelltengewerkschaft begrüßen wir den 
stellvertretenden Vorsitzenden, Herrn Walter Quartier. 

(Beifall) 

Ich begrüße in unserer Mitte den stellvertretenden Vorsitzenden 
des Deutschen Beamtenbundes, Herrn Ulrich Berger. 

(Beifall) 

Ein herzliches Willkommen richte ich an den Vorsitzenden des 
Christlichen Gewerkschaftsbundes, unseren Freund Herrn Günter Volmer. 

(Beifall) 

Ein herzliches Grußwort richte ich ebenfalls an den Vorsitzenden 
des Bundesverbandes der Katholischen Arbeitnehmerbewegung, an 
unseren Freund Alfons Müller, 

(Beifall) 

und an den Vorsitzenden der Evangelischen Aktionsgemeinschaft für 
Arbeitnehmerfragen, Herrn Horst Leichtenberger. 

(Beifall) 
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Ein herzliches Winkommen richte ich auch an den Vorsitzenden 
des Bundeswehrverbandes, Herrn Heinz Voll and. 

(Beifall) 

Ich freue mich, meine Damen und Herren, daß neben den 
Repräsentanten der gewerkschaftlichen Dachorganisationen auch eine 
große Zahl der Mitgliedsverbände durch ihre Vorsitzenden, 
stellvertretenden Vorsitzenden und geschäftsführenden 
Vorstandsmitglieder hier vertreten sind. Sie alle heiße ich herzlich 
willkommen. 

(Beifall) 

Für die koimiunalen Spitzenverbände begrüße ich das 
Präsidialmitglied des Deutschen Städtetages, Dr. Bruno Weinberger, 
und das Präsidialmitglied des Landkreistages, Dr. Hans Tiedecken. 

(Beifall) 

Ganz herzlich begrüße ich den Präsidenten der Bundesvereinigung 
der Deutschen Arbeitgeberverbände, Herrn Otto Esser, 

(Beifall) 

der sich ebenfalls an unseren Beratungen zur Jugendarbeitslosigkeit 
beteiligen wird. 

Ich begrüße den Hauptgeschäftsführer des Bundesverbandes der 
Deutschen Industrie, Dr. Siegfried Mann, und den 
Hauptgeschäftsführer des Deutschen Industrie- und Handelstages, 
Dr. Franz Schoser. 

(Beifall) 

Zahlreiche Berufs- und Wirtschaftsverbände haben ihre Vertreter 
zu unserem Parteitag entsandt. An erster Stelle möchte ich unseren 
Freund, den Präsidenten des Zentral Verbandes des Deutschen 
Handwerks, Herrn Paul Schnitker, Mitglied des Europaparlaments, 
herzlich begrüßen. 

(Beifall) 

Willkommen heiße ich den Präsidenten des Deutschen Sparkassen-
und Giroverbandes, Herrn Helmut Geiger. 

(Beifall) 

Ich freue mich herzlich über die Anwesenheit des Präsidenten des 
Deutschen Bauernverbandes, unseren Freund Constantin 
Freiherr Heereman. 

(Beifall) 

Wir begrüßen den Präsidenten der Bundesarbeitsgemeinschaft der 
Mittel- und Großbetriebe des Einzelhandels, Herrn Heinrich Heyer. 

(Beifall) 
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Mit gleicher Herzlichkeit begrüße ich den Präsidenten des 
Zentral Verbandes der Deutschen Haus-, Wohnungs- und Grundeigentümer, 
Dr. Theodor Paul. 

(Beifall) 

Unser Willkommensgruß gilt dem Präsidenten des Deutschen 
Lehrerverbandes, Herrn Clemens Christians. 

(Beifall) 

Ebenso begrüße ich den Präsidenten des Deutschen Anwaltvereins, 
Herrn Ludwig Koch. 

(Beifall) 

Mit besonderer Herzlichkeit begrüße ich den Vorsitzenden des 
Reichsbundes der Kriegsopfer, Behinderten, Sozialrentner und 
Hinterbliebenen, Herrn Hermann Meyer, sowie den Vorsitzenden des 
Verbandes der Kriegs- und Zivilbeschädigten, Herrn Oswald Engel. 

(Beifall) 

Für den Verband der Kriegs- und Wehrdienstopfer, Behinderten und 
Sozialrentner Deutschlands begrüße ich dessen Vizepräsidenten, Herrn 
Ludwig Hönle. 

(Beifall) 

Ich begrüße den geschäftsführenden Präsidenten der Heimkehrer, 
Kriegsgefangenen und Vermißtenangehörigen Deutschlands, Herrn Werner 
Kießling. 

(Beifall) 

Mit gleicher Herzlichkeit begrüße ich den Präsidenten des Bundes 
der Vertriebenen, unseren Freund Dr. Herbert Czaja, und den 
Präsidenten des Bundes der Mitteldeutschen, Herrn Manfred Schmidt. 

(Beifall) 

Ich freue mich über die Anwesenheit des Generalsekretärs des 
Zentralkofliitees der Deutschen Katholiken, Dr. Friedrich Kronenberg. 

(Beifall) 

Eine besondere Freude ist es mir, unter uns den Vorsitzenden der 
Konrad-Adenauer-Stiftung, unseren Freund Dr. Bruno Heck, herzlich zu 
begrüßen. 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, unter uns weilen Vertreter des 
Europäischen Parlaments und der europäischen Parteien. Ich begrüße 
mit besonderer Herzlichkeit den Vizepräsidenten des Europäischen 
Parlaments, unseren Freund Dr. Egon Klepsch. 

(Beifall) 



Ebenso herzlich begrüße ich den amtierenden Präsidenten der 
Europäischen Union Christlicher Demokraten, unseren Freund Kai-Uwe 
von Hassel. 

(Beifall) 

Sehr herzlich begrüße ich den Stellvertretenden Vorsitzenden der 
Europäischen Volkspartei und Vorsitzenden des CDA der Niederlande, 
Herrn Pieter Bukman. 

(Beifall) 

Für die Europäische Demokratische Union begrüße ich mit ganz 
besonderer Herzlichkeit deren Vorsitzenden, den Obmann der 
Österreichischen Volkspartei, unseren Freund Dr. Alois Mock. 

(Anhaltender lebhafter Beifall) 

Ich glaube, wir sollten ihm herzlich zu dem Wahlergebnis 
gratulieren, das die ÖVP in Österreich erzielt hat. Herzlichen 
Glückwunsch! 

(Beifall) 

Unser Willkommensgruß gilt allen Vertretern von Rundfunk, Presse 
und Fernsehen, die gekommen sind, um von diesem Parteitag zu 
berichten oder um ihre Anstalten hier zu vertreten. Herzlich 
willkommen, meine Damen und Herren! 

(Beifall) 

Liebe Freunde, jetzt habe ich die besondere Freude, mit großer 
Herzlichkeit und Verbundenheit den Ehrenvorsitzenden der CDU 
Deutschlands, Herrn Altbundeskanzler Kurt Georg Kiesinger, noch 
einmal sehr herzlich in unserer Mitte willkommen zu heißen. 

(Lebhafter Beifall) 

Ihnen, lieber Herr Dr. Kiesinger, und allen Anwesenden, die im Namen 
der Union in schwieriger Zeit Verantwortung für unser deutsches 
Vaterland getragen haben, sage ich an dieser Stelle ein herzliches 

"•Wort des Dankes im Namen des ganzen Parteitages. 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, ich gehe das Risiko ein: Ich sehe im 
Saal im Augenblick die früheren Bundesminister Dr. Ludger Westrick 
und Dr. Karl Weber. Ebenfalls herzlich willkomnen! 

(Beifall) 

Hier in Köln und im Rheinland möchte ich nicht versäumen, zwei 
Gäste ganz besonders zu begrüßen: Wir haben die große Freude, Frau 
Erika Köppler und Dr. Max Adenauer bei uns zu wissen. Herzlich 
willkoiTinen auf unserem Kölner Parteitag! 

(Beifall) 
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Ich begrüDe in unserer Mitte auch Frau Libet Werhan, die 
ebenfalls - aber als stimmberechtigte Delegierte - unter uns weilt. 

(Beifall) 

Erlauben Sie mir, liebe Freunde, daß ich an dieser Stelle auch 
alle die begrüße, die aus dem befreundeten Ausland zu uns gekommen 
sind: Ich begrüße die Herren Botschafter, ihre Vertreter, die 
Mitglieder der diplomatischen Vertretungen in der Bundesrepublik 
Deutschland. Exzellenzen, wir freuen uns darüber, daß Sie unseren 
Parteitag in so großer Zahl mit Interesse verfolgen. 

(Beifall) 

Liebe Freunde, meine Damen und Herren, wir haben die große 
Freude, auf unserem Parteitag die Delegierten befreundeter Parteien 
aus dem Ausland bei uns zu wissen. 

Lassen Sie mich mit dem Vorsitzenden der Nea Demokratia 
Griechenlands beginnen. Ich begrüße ihren Vorsitzenden, Herrn 
Evangelos Averoff. 

(Beifall) 

Aus Frankreich heiße ich den Präsidenten des Demokratischen 
Sozialen Zentrums, Monsieur Pierre Mehaignerie, herzlich willkommen. 

(Beifall) 

Ebenso herzlich begrüße ich Herrn Lucas Pires, den Vorsitzenden 
des Demokratischen Sozialen Zentrums aus Portugal. 

(Beifall) 

Wir freuen uns über die Anwesenheit des Vorsitzenden der 
Christlich Sozialen Volkspartei Luxemburgs, Herrn Minister Jean 
Spautz. 

(Beifall) 

Aus Belgien begrüße ich den Vorsitzenden der Sozialchristlichen 
Partei, Herrn Gerard Deprez, und den Vertreter der Christlichen 
Volkspartei, Herrn Georges Thuysbaert. 

(Beifall) 

Mit großer Herzlichkeit begrüße ich den Vorsitzenden der 
Demokratischen Volkspartei Spaniens, Herrn Oscar Alzaga. 

(Beifall) 

Ich begrüße den Präsidenten der Demokratischen Partei Zyperns, 
Herrn Glafkos Clerides. 

(Beifall) 
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Ein besonders kräftiger Winkommensgruß gilt dem Vorsitzenden 
der Demokratischen Partei Ugandas, Herrn Paul Ssemogerere. 

(Beifall) 

Wir begrüßen den Präsidenten der Nationalistischen Partei des 
Baskenlandes, Herrn Xavier Arzalluz. 

(Beifall) 

Mit ihm begrüßen wir die Stellvertretende Vorsitzende der 
Demokratischen Union Kataloniens und Vizepräsidentin des 
Katalonischen Parlaments, Frau Concepcio Ferrer. 

(Beifall) 

Wir begrüßen den Fraktionsvorsitzenden der Sarmilungspartei im 
finnischen Reichstag, Herrn Matti Jaatinen. 

(Beifall) 

Den Vertreter der japanischen Liberalen Demokratischen Partei 
heißen wir in unserer Mitte ebenfalls herzlich willkommen. Wir 
grüßen Herrn Minister a.D. Toshiki Kaifu . 

(Beifall) 

Wir grüßen den persönlichen Beauftragten des Vorsitzenden der 
französischen Sammlungspartei für die Republik, Botschafter Jacques 
Kose i usko-Mori zet. 

(Beifall) 

Wir grüßen den Geschäftsführer der CVP der Schweiz, Monsieur 
Claude Gay-Crosier. 

(Beifall) 

Von der Nationalistischen Partei Maltas begrüßen wir die Herren 
Dr. Tabone und Noel Scicluna. 

(Beifall) 

Wir grüßen den Vertreter der italienischen Christdemokraten, 
Herrn Ivano Strizzolo. 

(Beifall) 

Unser Gruß gilt dem Vertreter der Europäischen Union Junger 
Christlicher Demokraten, Herrn Massimo Gorla, und Herrn Wim Polman. 

(Beifall) 

Liebe Freunde aus dem In- und Ausland, verehrte Gäste, seien Sie 
noch einmal herzlich begrüßt auf unserem Kölner Parteitag. Bevor wir 
nun in die Tagesordnung eintreten und an die Arbeit gehen, darf ich 
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Herrn Ministerpräsident Zeyer auch in Ihrem Namen herzliche 
Geburtstagsgrüße überbringen, der heute sein 54. Lebensjahr 
vollendet. 

(Lebhafter Beifall) 

Ich rufe nunmehr Punkt 4 der Tagesordnung auf: 

Bestätigung der vom Bundesvorstand eingesetzten 
Antraqskommission 

Eine Aufstell düng der vom Bundesvorstand nach § 10 Abs. 3 der 
Geschäftsordnung bestellten Antragskommission liegt Ihnen 
schriftlich vor. Ich frage den Parteitag: Werden hierzu 
Ergänzungsvorschläge gemacht? - Ich stelle fest, das ist nicht der 
Fall. 

Dann bitte ich jetzt, die Vorgeschlagenen zu bestätigen, indem 
Sie Ihre Stimmkarte, zeigen. - Gegenprobe! - Stimmenthaltung? - Es 
ist so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 5 der Tagesordnung auf: 

Wahl der Mandatsprüfungskommission 

Für die Wahl der Mandatsprüfungskommission ist zwar nach § 10 
Abs. 1 der Geschäftsordnung der CDU der BundesausschuD zuständig. Da 
der Bundesausschuß im Jahre 1983 jedoch noch nicht zuszimmengetreten 
ist, muß der Bundesparteitag als das höchste Organ der CDU diese 
Wahl selbst vornehmen. 

Der Bundesvorstand schlägt dem 31. Bundesparteitag vor, folgende 
Mandatsprüfungskommiss in zu wählen: als Vorsitzenden unseren Freund 
Gerhard Pietsch und als Mitglieder Hans Terlinden, Engelbert Thiel 
und Karl Schumacher. Wenn Sie mit diesem Vorschlag einverstanden 
sind, bitte ich Sie um das Zeichen mit der Stimmkarte. - Danke 
schön. Gegenstimmen? - Keine. Stimmenthaltungen? - Keine. 
Es ist so beschlossen. 

Die Mandatsprüfungskommission wird ihren Bericht in der 2. 
Plenarsitzung, also heute nachmittag erstatten. Ich bitte die 
Mitglieder der Mandatsprüfungskommission, sich gegen 15 Uhr im Büro 
der Organisationsleitung hinter der Bühne zu einer Sondersitzung 
einzufinden. 

Wir kommen damit zu Tagesordnungspunkt 6: 

Wahl der Stimmzählkommission 

Der Vorschlag des Bundesvorstandes für die nach § 10 Abs. 2 zu 
wählende Stimmzählkommission liegt Ihnen ebenfalls schriftlich vor. 
Wenn Sie mit diesem Vorschlag einverstanden sind - ich unterstelle 
das -, so geben Sie bitte das Zeichen mit der Stimmkarte. - Danke 
schön. Gegenstimmen? - Keine. Stimmenthaltungen? - Keine. Es ist so 
beschlossen. 
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Ich gebe bekannt: Die Mitglieder der Stimmzählkotiinission treffen 
sich um 14 Uhr im Restaurant der Halle 8 am Ende des Plenarsaales in 
der Adenauer-Stube zu einer Vorbesprechung. 

Wir kommen nun zu Tagesordnungspunkt 7 

Grußworte 

Ich erteile Herrn Oberbürgermeister Norbert Burger zu einem 
Grußwort das Wort und bitte Sie, meine Damen und Herren, sehr 
herzlich um Ihre Aufmerkssmikeit. 

Norbert Bürger, Oberbürgermeister der Stadt Köln (mit Beifall 
begrüßt): Sehr geehrter Herr Bundeskanzler! Verehrte Damen! Meine 
Herren! Als Oberbürgermeister dieser Stadt freue ich mich, Sie zur 
Eröffnung Ihres Bundesparteitages hier in Köln begrüßen zu können. 
Sie sind in eine der ältesten, geschichtsträchtigsten und größten 
Städte der Bundesrepublik gekortmen, und eigentlich müßte ich jetzt 
diese Stadt Köln darstellen, hervorheben und anpreisen: als Stadt 
des Karnevals und des zu Recht berühmten, zu Unrecht berüchtigten 
Kölner Klüngels, als bedeutenden Wirtschafts- und Handelsplatz, als 
inner noch eine der bedeutendsten Industriestädte der 
Bundesrepublik, als Dienstleistungszentrum von Rang, mit dem 
Hauptsitz von über 50 Versicherungen und zahlreichen Verbänden, als 
Standort vieler aus dem internationalen Wirtschaftsleben nicht mehr 
fortzudenkender Messen, als verkehrsreichsten Eisenbahnknotenpunkt 
der Bundesrepublik, als Stadt, die in ihren Mauern lebendiges 
Theater und in ihren Museen ein Schaufenster der Weltkunst mit einer 
Übersicht über alle wichtigen Strömungen der europäischen und 
außereuropäischen Kunst bietet, als Universitätsstadt seit 1388. Wie 
gesagt, das alles will ich nicht näher darstellen, sondern ich will 
von zwei Hauptsorgen dieser großen Stadt reden, die ja auch die 
Sorgen anderer Großstädte sind. Wenn dies zu Anfang Ihres 
Parteitages quasi als Einstimmung etwas kritisch sein sollte, dann 
ist dies auch so gemeint. Für mich ist das auch ziemlich 
ungefährlich, da ich hier heute nicht zur Wahl stehe. 

Fast 50 000 Bürger unserer Stadt sind zur Zeit ohne 
Beschäftigung; die Arbeitslosenquote beträgt 12,4 %. Sie liegt 
erheblich über dem Bundes- und auch über dem Landesdurchschnitt. 
Besonders schlirran ist: Wir können nicht einmal die übliche saisonale 
Verbesserung verzeichnen, wie sie in der Regel mit Beginn des 
Frühlings einsetzt. Unsere Arbeitslosenquote ist weitgehend 
strukturell bedingt und damit praktisch gleichgeblieben, d.h. der 
Trend'ist weiter negativ, ein Aufschwung ist nicht in Sicht. 

Im Gegenteil: Das Angebot an offenen Stellen ist in Köln im 
Vergleich zum vorigen Monat sogar erheblich - um 15 % -
zurückgegangen. Was uns in diesem Zusammenhang besonders zu schaffen 
macht, ist der Rückgang an angebotenen Lehrstellen. Hier liegen 
alarmierende Zahlen vor: Im Vergleich zum Vorjahr ist das Angebot an 
Lehrstellen um fast ein Viertel - nämlich genau 23 % -
zurückgegangen. Die Zahl der jugendlichen Bewerber dagegen ist um 11 
% angestiegen. Noch schlimmer sieht es bei der Zahl der zur Zeit als 
offen gemeldeten Lehrstellen aus: Hier ist die Zahl im Vergleich zum 
Vorjahr um die Hälfte zurückgegangen. Die Folge: In unserer Stadt 
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sind fast 3 500 junge Leute unter 20 Jahren ohne Beschäftigung 
gemeldet. Die wirkliche Zahl schätzen wir noch einmal so hoch ein. 

Eine traurige Bilanz also! Gut, daß Sie, Herr Bundeskanzler, 
sich in dieser Frage so besonders engagiert haben. 

(Beifall) 

Daß Sie jedem arbeitswilligen Jugendlichen eine Lehrstelle 
garantiert haben, freut mich natürlich sehr, besonders für die 
Kölner Jugendlichen, die bei der Lehrstellensuche bisher ohne Erfolg 
geblieben sind. Was wir in Köln tun konnten, um dieser negativen 
Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt gegenzusteuern, haben wir getan. 
Erst im letzten Jahr hat der Rat einen neuen Flächennutzungsplan 
verabschiedet, der neue Gewerbe- und Industriegebiete und Flächen 
für den sehr stark zurückgegangenen Wohnungsbau ausweist. Es gibt 
schon seit zwei Jahren unter Vorsitz des Oberbürgermeisters eine 
sogenannte Arbeitsmarktkonferenz, in der Arbeitgeber, 
Gewerkschaften, Kammern, Stadtverwaltung, Arbeitsamt und 
Ratsfraktionen ihre Maßnahmen besprechen und koordinieren. Die Stadt 
selbst führt in Zusammenarbeit mit dem Arbeitsamt ein umfangreiches 
Arbeitsbeschaffungsprogramm durch, das in diesem Jahr 600 jungen 
Leuten Beschäftigung geben wird. Dazu kommen noch 360 zusätzliche 
Arbeitsplätze, die die Stadt Köln für Jugendliche ohne Schulabschluß 
bereitstellt. Das allein kostet die Stadt weit mehr als 10 Millionen 
DM pro Jahr. Das sind nur ein paar Beispiele, die sich vermehren 
1ießen. 

Was ich damit sagen will, ist dies: Wir in Köln sind uns unserer 
Verantwortung vor Ort durchaus bewußt und bemühen uns mit aller 
Kraft, Verbesserungen für unsere Stadt zu bewirken. Insgesamt jedoch 
muß man realistisch feststellen: Eine umfassende Lösung der Kölner 
Wirtschafts- und Arbeitsmarktprobleme ist auf kommunaler Ebene allein 
nicht möglich. Ohne wirkungsvolle Unterstützung auch von Seiten des 
Bundes können wir uns in Köln abstrampeln, wie wir wollen, kommen 
wir auf keinen grünen Zweig. Was wir brauchen, sind gezielte 
beschäftigungspolitische Impulse der Bundesregierung. Wir brauchen 
eine aktive Strukturpolitik, die den Rahmen für einen neuen 
wirtschaftlichen Aufschwung in den traditionellen Industriestädten 
an Rhein und Ruhr schafft. 

Ich möchte einen zweiten Punkt kurz ansprechen: die 
Gemeindefinanzen. Auch auf diesem Gebiet sieht es leider schlecht 
aus. Die Politik des Bundes hat uns hier das Leben zusätzlich 
schwergemacht - und das nicht erst seit heute -, z.B. mit der 
Abschaffung der Lohnsummensteuer, die meiner Meinung nach eine 
schwerwiegende Fehlentscheidung der sozial 1iberalen Bundesregierung 
war. Dadurch wurde den Kommunen eine sichere, weil weitgehend 
konjunkturunabhängige Finanzquelle weggenommen. Jetzt kommen seit 
Anfang des Jahres noch neue Erleichterungen für Unternehmen bei der 
Gewerbesteuer hinzu. 

Tatsache ist jedenfalls, daß die Gemeinden bei stagnierenden 
oder gar sinkenden Einnahmen ihre Aufgaben nicht mehr ordnungsgemäß 
erfüllen können. Wir alle haben Verständnis für die Finanzsorgen des 
Bundes und der Länder. Wir sind uns sicherlich auch darüber einig, 
daß der Bundeshaushalt konsolidiert werden muß - aber bitte nicht 
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auf dem Rücken der Gemeinden. Diese können nämlich nicht noch mehr 
tragen. Denn was der Bund beim Kindergeld, bei dem Arbeitslosengeld, 
im Gesundheitsbereich, bei den Schwerbehinderten, bei Schülern und 
Studenten usw. einspart, müssen die Gemeinden zu einem großen Teil 
bei der Sozialhilfe wieder drauflegen. Dabei rede ich nicht von den 
Problemen und Sorgen, die Betroffene haben, die mit ihrem Einkommen 
etwas über den Sätzen der Sozialhilfe liegen. 

Zur Veranschaulichung konkrete Kölner Zahlen: Als Folge des 2. 
Haushaltsstrukturgesetzes 1982 haben wir allein im Bereich der Stadt 
Köln Mehrausgaben von ca. 2,3 Millionen DM jährlich zu leisten. Die 
Auswirkungen des Haushaltsbegleitgesetzes 1983 - von der neuen 
Koalition beschlossen - lassen sich derzeit noch nicht exakt 
beziffern. Unsere Experten rechnen jedoch mit einer zusätzlichen 
Belastung des städtischen Haushalts von weiteren 5,6 Millionen DM 
allein für das Jahr 1983. 

Eine, wie ich glaube, unerträgliche Mehrbelastung! Damit sind wir -
wie alle Kommunen - an die äußerste Grenze unserer 
Leistungsfähigkeit gestoßen. Weitere Einsparungen sind beim besten 
Willen nicht mehr machbar. Wie ernst die Situation ist, zeigt die 
Tatsache, daß die Kölner Haushalte bei steigenden Kosten seit drei 
Jahren schrumpfen, während in Bund und Ländern noch darüber 
nachgedacht wird, in welcher Höhe die Haushalte wachsen dürfen. 

Die Einnahmenseite der kommunalen Haushalte muß daher unbedingt 
verbessert werden. Wenn in Zukunft überhaupt noch irgendwelche 
Investitionsimpulse von den Gemeinden ausgehen sollen, dann muß hier 
eine konsequente Wende stattfinden, und zwar so schnell wie möglich. 
Deshalb appelliere ich an Sie, Herr Bundeskanzler - und ich glaube, 
ich spreche auch im Namen meiner Kollegen unter Ihren 
Parteifreunden; ich nenne nur meinen Kollegen Rommel -: Stoppen Sie 
diese für die Gemeinden unheilvolle Entwicklung! 

In diesem Sinne wünsche ich Ihrem diesjährigen Bundesparteitag 
in Köln einen erfolgreichen Verlauf und jedem einzelnen von Ihnen 
einen angenehmen Aufenthalt in unserer schönen und traditionsreichen 
Stadt. Viel Spaß beim Rheinischen Abend heute abend! 

(Beifall) 

Dr. Bernhard Vogel. Tagungspräsidium: Sehr verehrter Herr 
Oberbürgermeister! Ich darf Ihnen für Ihr Wort danken. Sie haben es 
dazu benutzt, auf die katastrophalen Folgen einer verfehlten 
Wirtschaftspolitik für unsere Städte hinzuweisen. 

(Lebhafter Beifall) 

Ich danke Ihnen dafür, und ich verspreche Ihnen, daß unsere ganzen 
Anstrengungen der Beseitigung dieser Erblast dienen werden. 

(Beifall) 
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Sehr verehrter Herr Oberbürgermeister, wir wollen über den 
aktuellen Problemen aber nicht vergessen, daß wir uns an einer 
zentralen Stätte der deutschen Kultur befinden, im altehrwürdigen 
Köln. Wir erinnern nicht nur an den Kölner Dom, den wir heute früh 
besucht haben, sondern auch an Ihren großen Vorgänger, an den 
früheren Oberbürgermeister Konrad Adenauer. 

(Beifall) 

Vielen Dank, Herr Oberbürgermeister, für Ihr Wort. 

Bevor ich dem Vorsitzenden des gastgebenden Landesverbandes das 
Wort gebe, mächte ich ein Mitglied des Landesverbandes begrüßen. Ich 
begrüße den Präsidenten des Deutschen Bundestages, Dr. Rainer 
Barzel. 

(Beifall) 

Nun spricht der Landesvorsitzende des Landesverbandes Rheinland, 
unser Freund Bernhard Worms. 

Dr. Bernhard Worms: Herr Präsident! Herr Bundesvorsitzender! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Liebe Freunde! Ich freue mich 
für unseren heimischen Landesverband, daß die CDU Deutschlands zu 
ihrem ersten Bundesparteitag nach Übernahme der 
Regierungsverantwortung im Oktober letzten Jahres und nach unserem 
großartigen Erfolg am 6. März hier in Köln, im Herzen des 
Rheinlandes, zusammengekommen ist. 

(Beifall) 

Liebe Freunde, wir wollen uns gemeinsam über die wiedergewonnene 
Regierungsverantwortung freuen. Wir wollen den Aufbruch nach vorne 
wagen, wir wollen die Herausforderungen der Zukunft mutig anpacken, 
gemeinsam arbeiten, diskutieren und - was ja wichtig ist - auch 
entscheiden. Aber, liebe Freunde, wir wollen uns auch 
zusammenfinden, um miteinander zu feiern. Dehalb sage ich auch hier 
an dieser Stelle: Folgen Sie alle der Einladung zum Rheinischen 
Abend. Wir haben das Beste, was in unseren Kräften stand, getan, um 
Sie heute abend ein bißchen nett zu bewirten. 

Liebe Freunde, das Rheinland war stets ein Zentrum europäischer 
Kultur und Geschichte, ein Kristallisationspunkt unserer 
kulturellen, geistigen, religiösen und politischen Situation unseres 
Vaterlandes, ein dynamischer Wirtschaftsraum mit internationalen 
Verbindungen. Dank seiner geographischen Lage wirkt das Rheinland 
nicht nur als verbindende Klammer zwischen Nord und Süd, sondern 
auch als Bindeglied zu unseren europäischen Nachbarländern. 

Meine Damen und Herren, wer heute morgen diese großartige Stunde 
im Kölner Dom miterlebt hat, der empfindet mit uns: Hier in Köln 
werden jedem Besucher die engen Verflechtungen europäischer Kultur 
und Geschichte eindrucksvoll bewußt. Die Kultur und Tradition des 
Rheinlandes, die Vielfalt und Schönheit seiner Landschaft, sein 
lebendiges Brauchtum, die vitale Urbanität seiner Städte und nicht 
zuletzt auch seine Wirtschaftskraft haben längst in aller Welt 
Anklang gefunden. Darauf sind wir Rheinländer mächtig stolz. 
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Und noch eine andere Seite: Wir sind seit jeher ein 
Schmelztiegel, in dem Menschen aus allen deutschen Regionen, ja aus 
ganz Europa eine neue Heimat gefunden haben und hier zu einer 
jeweils neuen Einheit zusammengewachsen sind. Daraus resultiert das, 
was wir "rheinischen Charakter" nennen. Es ist die Lebensfreude, die 
Liberalität, die Toleranz, die Weltoffenheit. Dies alles hat unsere 
rheinische Mentalität geprägt. 

Meine Damen und Herren, auch unser Karneval muß hier erwähnt 
werden, der alljährlich hunderttausende Gäste aus aller Welt 
anzieht. Er mag als Symbol für die hohe Integrationskraft dieses 
Landes dienen. 

Dennoch, verehrte Damen und Herren, liebe Freunde, gilt es , 
auch noch etwas anderes festzuhalten: Im Rheinland haben 
demokratischer Bürgersinn, Kritikfähigkeit, Geistesfreiheit und 
künstlerische Entfaltung eine lange und gute Tradition. Tiefe 
Religiosität, christliches Wertbewußtsein, Fröhlichkeit und 
freiheitliche Lebensart sind eben hier keine Gegensätze. 

Nach dem Zusammenbruch der nationalsozialistischen 
Gewaltherrschaft in den Trümmern des Zweiten Weltkrieges war gerade 
hier das Rheinland nicht nur Zentrum des wirtschaftlichen 
Wiederaufbaus, sondern auch die Wiege der geistigen, ethischen und 
politischen Erneuerung unseres Vaterlandes. Hier haben sich schon im 
Sommer 1945, und zwar am 17. Juni, Männer und Frauen der ersten 
Stunde zur Gründung und Sammlung einer christlichen und 
demokratischen Volkspartei zusammengefunden. 

Zur Erinnerung darf ich Ihnen jetzt als Gastgeschenk jene Kölner 
Leitsätze von 1945 und die Liste jener Gründungsmitglieder mitgeben, 
die damals hier in Köln den Grundstein für den Aufbau der Union 
legten. 

(Beifall) 

Liebe Freunde, aus der Union des Rheinlandes kamen die 
maßgeblichen ideellen und progranmatisehen Impulse für den Aufbau, 
für den Gestaltungswillen und nicht zuletzt auch für den politischen 
Erfolg der gessimten CDU als einer modernen, christlichen und 
demokratischen Volkspartei. Seit diesen Anfängen hat sich die CDU im 
Rheinland kontinuierlich zum stärksten Landesverband der CDU 
Deutschlands entwickelt. Und wenn Helmut Kohl im September nach Neuß 
zu unserem Landesparteitag kormit, dann habe ich die große Freude, 
ihm das 140 000. Mitglied der CDU des Landesverbandes Rheinland 
persönlich vorstellen zu können. 

(Beifall) 

Das unverwechselbare Profil der CDU Rheinland ist geprägt durch 
die Verbindung des christlich sozialen Strebens nach sozialer 
Gerechtigkeit, nach Solidarität und Partnerschaft mit der 
ordoliberalen Idee einer freiheitlichen Gesellschaft, die auf 
wertgebundener Liberalität, die auf Weltoffenheit, auf Leistung, 
Eigentum, Privatautonomie und Dezentralisierung von Macht beruht. 
Diese Gründungsideen der Kölner Leitsätze haben bis heute nichts von 
ihrer zukunftsweisenden Kraft und Aktualität verloren. 
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Meine Damen und Herren, ein letzter Hinweis für unsere Partei: 
Auch wir sind im Auf und Ab der Wahlergebnisse nicht von dem einen 
oder anderen verschont geblieben. Aber auf eines sind wir stolz: daß 
wir durch alle Wechselfälle hindurch die stärkste politische Kraft 
geblieben sind, die tief im Vertrauen der Bevölkerung verwurzelt 
ist. Wir sind sicher, daß wir auch bei den KomTiiunalwählen im 
nächsten Jahr unseren Rang als führende Kommunal Partei nicht nur in 
den ländlichen Gemeinden und Kreisen, sondern auch in vielen 
Großstädten behaupten, ausbauen und neu erringen können. 

Liebe Freunde, wenn wir ein Stück dieser rheinischen Mentalität 
lebendig werden lassen, dann möchte ich ein persönliches Wort an 
alle Kandidaten richten; ich bin ja selbst auch einer. Sehen Sie, 
ich gebe Ihnen einen Rat, den ich auch selber gern befolge: Gehen 
Sie nicht zum Orakel nach Delphi, um es zu befragen, sondern 
überantworten Sie das - und ich sage das im Wortsinne - lieber dem 
kölschen Klüngel. Denn kein anderer hat die Eigenschaft, die 
Charakteristik des kölschen Klüngels trefflicher wiedergegeben und 
definiert als unser großartiger Bundeskanzler Konrad Adenauer, 
angesprochen von einem Botschafter: "Herr Bundeskanzler, was ist das 
denn: kölscher Klüngel?" Da hat er gesagt - ich darf das, Herr 
Präsident, mal in unserer Sprache so wiedergeben -: "Her kennen uns, 
mer helfen uns." 

(Beifall) 

Ich glaube, verehrte Freunde, daß das auch etwas ist, wo man 
wirklich mit innerer Gelassenheit und Ruhe auch einmal ein 
persönliches Schicksal seinen eigenen Parteifreunden in die Hand 
geben kann. Hätten wir nicht ein so großartiges Motto "Aufwärts mit 
Deutschland", dann hätte ich unserem Bundesvorsitzenden gesagt, wir 
sollten diese kölsche Definition auch einmal als Motto eines 
Parteitages nehmen. Ich wünsche unseren Beratungen einen guten 
Erfolg. Viel Spaß hier auf unserem Bundesparteitag in Köln! 

(Beifall) 

Dr. Bernhard Vogel. Tagungspräsidium: Vielen Dank, lieber 
Bernhard Worms, für diese Worte und für die Einladung heute abend. 

Lieber Herr Worms, die CDU Rheinland und Westfalen-Lippe hat 
Ihnen eine schwere Last aufgelegt. Wir wünschen Ihnen eine 
glückliche Hand, und wir versichern Ihnen die Solidarität der 
gesamten CDU Deutschlands bei dem Weg, den Sie in den nächsten 
Monaten und Jahren zu gehen haben. Alles Gute dabei! 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, liebe Delegierte, wenn ich jetzt Punkt 8 
der Tagesordnung aufrufe, dann geht hier nicht nur, wie es dort 
ausgedruckt ist, das Wort an unseren Vorsitzenden, sondern dann ist 
dieser Kölner Parteitag nach 15 Jahren seit dem Parteitag von Berlin 
im Jahre 1968 mit Kurt-Georg Kiesinger der erste, wo der Vorsitzende 
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der Christlich Demokratischen Union Deutschlands wieder der deutsche 
Bundeskanzler ist. 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, wir wissen, welchen langen Weg die 
Partei zurücklegen mußte und wieviel dafür gearbeitet werden mußte. 
Wir wissen aber auch, daß wir diesen-Erfolg keinem mehr verdanken 
als dem, der jetzt zu uns spricht: Das Wort hat Helmut Kohl. 

(Beifall) 

Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl. Vorsitzender der CDU: Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Liebe Freunde! Dieser Kölner Parteitag 
ist ein Höhepunkt in der Geschichte unserer Partei. Bernhard Vogel 
sagte es schon: Es ist jetzt 15 Jahre her, seit wir uns zum letzten 
Mal auf dem Parteitag in Berlin als Regierungspartei sahen. Heute 
sind wir wieder Regierungspartei und die stärkste und die prägendste 
politische Kraft der Bundesrepublik Deutschland. 

(Beifall) 

Daß dies so ist, verdanken wir sehr vielen, verdanken wir 
unseren Wählern, die uns bei den Wahlen immer wieder ihre Zustimmung 
zum Ausdruck brachten, verdanken wir den vielen Hunderttausenden 
unserer Mitglieder, die unter manchmal sehr schwierigen Bedingungen 
an den Arbeitsplätzen, in den Büros, in den Diskussionsständen an 
Universitäten und in Schulen und an vielen anderen Plätzen 
unverdrossen für unsere Ideale, für unsere Ideen gekämpft haben und 
eingetreten sind. Wir verdanken es auch den vielen Freunden, die in 
diesen 13 Jahren ihren Dienst hauptamtlich getan haben. 

(Beifall) 

Wir verdanken es all jenen, die widrigen Wettern und Winden zum 
Trotz ja zur CDU Deutschlands gesagt haben. Es war unsere 
gemeinsame, unsere geduldige und konsequente Arbeit, die uns zum 
Ziel geführt hat, die uns das Vertrauen der Mitbürger zurückgewann. 

Liebe Freunde, vor fast 40 Jahren - Bernhard Worms sprach davon 
- wurde hier im Juni 1945 ebenso wie in Berlin die Christlich 
Demokratische Union Deutschlands gegründet. Die Männer und Frauen, 
die damals dieses Wagnis unternahmen, eine neue Partei zu gründen 
nach den bitteren Erfahrungen der Nazizeit, der Verfolgung, der 
äußeren und der inneren Emigration, des Erlebnisses eines 
schrecklichen Krieges draußen an den Fronten und zu Hause in den 
ausgebombten Städten - diese Männer und Frauen glaubten an die 
Zukunft, und sie machten sich daran, diese Zukunft mit einer neuen, 
jungen Republik zu gestalten. 

Heute versammeln wir uns einmal mehr hier im altehrwürdigen Köln, 
und wir wollen Kraft Samueln im Blick auf die Geschichte, im Blick 
auf die Gesgenwart und vorausblickend in die Zukunft, um in einer 
schwierigen und bewegten Zeit das Haus der Bundesrepublik 
Deutschland, unser Haus, wetterfest zu machen. 
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Liebe Freunde, gerade weil wir auch aus der Geschichte leben, 
bin ich ganz sicher: Aus der gleichen Kraft, aus den gleichen 
Idealen, die damals ganz selbstverständlich erfolgreich waren, 
werden wir es auch diesmal schaffen. 

Hinter uns liegt ein großer Wahlsieg. Wir dürfen stolz auf 
diesen Wahlsieg sein, und - warum soll man das nicht einmal auf 
einem Parteitag sagen - wir dürfen auch stolz auf unsere Partei 
sein, 

(Beifall) 

stolz, liebe Freunde, nicht auf errungene Macht, sondern auf das 
erworbene Vertrauen. Vor gerade zehn Jahren nach meiner Wahl zum 
Partei Vorsitzenden habe ich gesagt: "Wir in der CDU können niemanden 
mit Pfründen locken." Es war der Glaube an unsere Idee und der 
Einsatz unserer Mitglieder, der die CDU langsam, aber stetig wieder 
nach vorn gebracht hat bis zu unserem großen Sieg im März dieses 
Jahres. Es ist auch wahr, und es gehört auch ins Bild dieser Jahre, 
daß wir Rückschläge erlitten haben und daß es bittere und auch 
schwere Stunden gab, aber, liebe Freunde, das hat uns nicht 
entmutigt. Wir haben das gemeinsam mit Solidarität überwunden und 
ertragen. Selbstmitleid in der Niederlage war uns fremd. Weil das so 
war, finde ich, sollten wir jetzt einfach sagen: Im Augenblick des 
Erfolgs gibt es bei uns nicht das Gefühl des Übermuts. Arroganz der 
Macht wird nie ein Kennzeichen der Christlich Demokratischen Union 
Deutschlands sein. 

(Beifall) 

Ich bin optimistisch, weil ich weiß und weil es jeder sehen kann, 
welche Kraft und welche Moral in dieser Partei stecken und wie gut 
wir uns auch auf unsere Aufgaben vorbereitet haben. 

Ich erinnere an die Diskussionen um die Programme auf allen 
Ebenen in der Partei, mit denen wir die Grundlagen unserer Politik 
erarbeitet haben. Liebe Freunde, unser Grundsatzprogramm formuliert 
Leitlinien für eine moralisch begründete und natürlich auch moderne 
progressive zukunftsgestaltende Politik. Es gibt der CDU klare 
Konturen, die uns von anderen Parteien deutlich unterscheiden. Ich 
will es klar sagen: Mir, uns liegt viel daran, daß die CDU auch als 
Regierungspartei ihr ganz eigenes, ihr ganz unverwechselbares Profil 
behält. 

(Beifall) 

Es war gut, daß wir in den Jahren der Opposition einen langen 
Atem hatten und daß wir uns selbst treu geblieben sind. Und es war 
richtig, daß wir nicht nur nach Bonn starrten, daß wir unsere 
Position in den Bundesländern von Landtagswahl zu Landtagswahl 
gefestigt haben, so daß wir heute die stärkste politische Kraft in 
den Bundesländern sind und bleiben werden. 

Und es war gut und es war richtig - auch das habe ich vor zehn 
Jahren bei meiner Wahl zum Partei Vorsitzenden gesagt -, daß wir 
antraten, um die Mehrheit in den Rathäusern wieder zu gewinnen, daß 
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wir beharrlich um Vertrauen geworben haben und daß wir dort, wo 
Bürger Staat und Gemeinschaft am nächsten erleben: in der 
KoimiunalPolitik, uns durchgesetzt haben. Das war die Voraussetzung 
für den Erfolg in Bonn. 

(Beifall) 

Und es war vernünftig und gut, daß wir geduldig über viele Jahre 
die programmatischen Grundlagen unserer Partei erneuert haben. Und, 
liebe Freunde, es war notwendig, daß wir noch vor der Wahl mit dem 
vollen Risiko Ende September / Anfang Oktober des vergangenen Jahres 
die Wende eingeleitet haben. 

Wir haben den Bürgern die Wahrheit gesagt, und wir haben damit 
jetzt die notwendige Legitimation erworben, um Entscheidungen auch 
dort, wo sie schwer zu tragen sind, durchsetzen zu können. 

Die CDU Deutschlands hat heute das Vertrauen der Mehrheit der 
Bürger auf allen drei staatlichen Ebenen: im Bund, in den Ländern 
und in den Gemeinden. 

Liebe Freunde, das beweist, daß wir die Wahl am 6. März nicht 
allein deswegen gewonnen haben, weil die Sozialdemokraten, was jeder 
weiß, regierungsunfähig geworden sind. Wir haben sie gewonnen, weil 
das Vertrauen bei uns war, weil unsere Mitbürger uns zutrauen, die 
Zukunftsprobleme unseres Landes lösen zu können. 

(Beifall) 

Die Bundestagswahl war eine bewußte Entscheidung für die Union 
und für die Politik der Mitte. Wir haben diese Wahl gewonnen, weil 
wir mit dem besseren Programm angetreten sind, und wir konnten bei 
dieser Wahl die Mehrheit unserer Bürger davon überzeugen, daß dieses 
Prograinn von allen in der Partei getragen wird. 

Mit der Übernahme der Regierungsverantwortung für die 
Bundesrepublik Deutschland ist die CDU Deutschlands in ein neues 
Stadium ihrer Geschichte eingetreten. 

Wir sind wieder Regierungspartei. Liebe Freunde, die Macht aber, 
die uns durch die Wahlentscheidung übertragen wurde, ist ein Mandat 
auf Zeit. 

Wir dürfen uns nicht an diese Macht gewöhnen. Wir dürfen sie 
nicht als Privat- oder Parteibesitz behandeln. Und wir dürfen schon 
gar nicht auf dieser Macht ausruhen wollen. 

(Beifall) 

Unser Souverän, das Volk der Bundesrepublik Deutschland, hat uns 
die Macht zum Preis von mehr Arbeit, mehr Verantwortung und mehr 
Pflichterfüllung anvertraut. Deswegen haben wir auch heute nicht 
Pfründe zu verteilen, sondern Arbeit, Aufgaben, Pflichten. 

Die politische Verantwortung, liebe Freunde, wird uns nur so 
lang überlassen bleiben, wie wir, die Union, fähig sind zu einer 
überzeugenden und glaubwürdigen Politik. Deshalb muß unsere Partei 
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auch in Zukunft offenbleiben für neue Fragen und Anfragen, sensibel 
sein für neue Probleme, nicht zuletzt junger Leute, und fähig zu 
wirklich kreativen Lösungen. 

(Beifall) 

Die Sozialdemokraten sind als Regierungspartei gescheitert, weil 
sie dieser Aufgabe nicht gewachsen waren. Sie haben die Finanzen und 
die Wirtschaft überfordert. Sie haben das System sozialer Sicherung 
überlastet. Sie ließen Zweifel entstehen und wachsen an unserer 
Bündnistreue, und sie haben das Land in eine tiefe 
Orientierungskrise geführt. Je schwieriger die Probleme wurden, die 
sie mit ihrer wirtschaftsfeindlichen und utopischen Politik selbst 
auslösten, desto schneller begaben sich große, weite Teile der SPD 
auf die Flucht - auf die Flucht zurück zum Sozialismus des 19, 
Jahrhunderts. 

Die Flügelkämpfe haben diese Partei bis zum heutigen Tag 
gespalten, und die linken Exponenten führen Tag für Tag stärker das 
Wort. Manche predigen jetzt schon den Generalstreik. 

Immer mehr Bevormundung des Bürgers, mehr Staat, mehr Ideologie, 
mehr Klassenkampf - das sind Positionen, mit denen sich wachsende 
Teile der SPD heute identifizieren. 

Damit hat sich die deutsche Sozialdemokratie jedenfalls in 
unseren Tagen aus der politischen Verantwortung verabschiedet. 

(Beifall) 

Liebe Freunde, das heißt aber für uns: Um so größer ist die 
Verantwortung der Union. 

Die Hoffnung, das Vertrauen und die Zuversicht einer breiten 
Mehrheit unserer Mitbürger konzentrieren sich auf unsere Politik der 
Mitte. 

Die Union ist Regierungspartei. Aber sie ist nicht die 
Regierung. So, wie die Machtverhältnisse im Bundestag sind, kann 
unsere Regierungsarbeit nur erfolgreich sein als Gemeinschaftswerk 
mit unserem Koalitionspartner. 

Das bedeutet, liebe Freunde: Unsere Entscheidungs- und 
Handlungsfähigkeit hängt auch davon ab, daß wir uns mit unserem 
Partner, der FDP, fair einigen. Dazu sind wir selbstverständlich 
bereit. Die letzten sieben Monate seit dem 1. Oktober des 
vergangenen Jahres, seit dem Beginn der neuen Koalition, sind ja ein 
Zeugnis dafür, daß man in fairer Partnerschaft gute Arbeit 
miteinander leisten kann. Und so soll es auch bleiben. 

(Beifall) 

Unsere Freunde in der Union, die Mitglieder, die Wähler von CDU 
und CSU, die Wähler von Flensburg bis Rosenheim haben uns zu einem 
glänzenden Wahlsieg getragen. Sie hätten überhaupt kein Verständnis 
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dafür, wenn wir jetzt in kleinlichem Streit um Begriffe und 
Positionen dieses Vertrauen verspielen würden. 

(Anhaltender lebhafter Beifall) 

Ich sagte vorhin, liebe Freunde, daß mir sehr am eigenständigen, 
unverwechselbaren Profil unserer Partei gelegen ist. Deshalb kann es 
auch keine Einigung zum Preis der Selbstverleugnung geben. Aber 
diese Grenze muß natürlich von allen respektiert werden. 

(Beifall) 

Wir haben von den Wählern das Mandat für die Partnerschaft in 
einer Koalition der Mitte erhalten. Trotz der Probleme, die 
selbständige Partner miteinander auszutragen haben, darf nach 
unserem Verständnis Partnerschaft nicht in eigensüchtige Nörgelei 
ausarten. 

(Beifall) 

Sie darf nicht zu Schaukämpfen persönlicher 
Profilierungsversuche mißbraucht werden, die zudem vor allem von den 
eigenen Leuten nicht mitgetragen werden. 

(Beifall) 

Liebe Freunde, das gilt für alle: für die CDU, für die CSU und 
für die FDP. 

Und noch etwas. Die Bundesregierung der Bundesrepublik 
Deutschland, liebe Freunde, hat ihren Sitz in Bonn. 

(Bravo-Rufe und anhaltender lebhafter Beifall) 

Und ich denke, liebe Freunde, das weiß jeder in der Union - um es 
einfach auszudrücken -. Wir lassen die Kirche im Dorf und das 
politische Entscheidungszentrum der Republik in Bonn. 

(Beifall) 

Liebe Freunde, wer etwas anderes will, der soll es sagen, und wir 
werden ihm antworten. 

(Beifall) 

Es ist und bleibt die große Leistung der Union, die Leistung von 
CDU und CSU, daß es ihr gelang, nach dem Zusammenbruch 1945 einen 
neuen Anfang in der Parteiengeschichte zu setzen. Sie hat die drei 
großen geistigen Grundströmungen unserer Zeit, die 
christlich-soziale, die liberale und die konservative Idee, 
vereinigt und damit auch konfessionelle Gegensätze überwunden. Diese 
Leistung war möglich, weil sich in der Union Männer und Frauen 
zusammenfanden, die entschlossen waren, aus geschichtlicher und 
persönlicher Lebenserfahrung einen gemeinsamen Neubeginn zu wagen. 

Ich finde, es ist wert, gerade hier in Köln an den Lebensweg der 
Gründer unserer Union zu erinnern, und ich will einige wenige 
nennen: Persönlichkeiten wie Konrad Adenauer und Karl Arnold, wie 
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Josef Müller und Adam Stegerwald, Werner Hilpert und Peter Altmeier, 
Andreas Hermes und Hermann Ehlers, Helene Weber und Jakob Kaiser, 
Robert Lehr und Ernst Lemmer. 

Hier wird sehr deutlich, was zum Erbe unserer Partei gehört: 
eben auch die moralische Legitimation, die aus Grundsatztreue und 
persönlichem Opfer im Widerstand gegen den Nationalsozialismus 
erwachsen ist. 

(Beifall) 

Mir ist es wichtig - und ich bitte Sie leidenschaftlich und 
herzlich darum, das nach draußen , in die Partei und an die 
Jüngeren, weiterzugeben -, auf diese Wurzeln der CDU im Widerstand 
gegen den SS-Staat immer wieder hinzuweisen-

(Beifall) 

Sie sind für uns verpflichtendes Erbe und Anspruch. Liebe Freunde, 
sie sind für uns auch Verpflichtung gegen die parteiische 
Vereinnahmung der Geschichte, wie wir sie gerade jetzt wieder in 
mancherlei Kommentaren aus Anlaß des 50. Jahrestages der 
Machtergreifung durch Hitler erlebten. In dieser Pflicht stehen wir, 
weil wir uns an diesem Erbe und Vorbild immer dann messen lassen 
müssen, wenn wir der Versuchung zu erliegen drohen, es uns mit 
bloßem Pragmatismus einfacher oder durch Anpassung an den Zeitgeist 
bequemer zu machen. 

Liebe Freunde, da ich von Pflichten und von Verpflichtung rede, 
nehme ich die Anfrage, die darin steckt, ganz persönlich auf. Ich 
bin jetzt seit zehn Jahren Vorsitzender der Christlich 
Demokratischen Union 

(Zustimmung) 

und seit dem 1. Oktober des letzten Jahres Bundeskanzler. Ich nehme 
beide Ämter - jedes in seinem Rang und in seiem Auftrag -
gleichermaßen wichtig, und deshalb stelle ich mich diesem Parteitag 
zur Wiederwahl als Partei Vorsitzender. 

(Beifall) 

Niemand hat stärker und unmittelbarer erfahren, wie wichtig die 
Solidarität, das Vertrauen und die Unterstützung der Partei für 
diejenigen sind, die in unserem Namen in Staatsämtern große 
Verantwortung tragen. Deshalb liegt mir mehr denn je daran, unsere 
Partei geistig lebendig, politisch handlungsfähig und im Umgang 
miteinander solidarisch zu wissen. Damit das auch in Zukunft so 
bleibt, will ich meinen bescheidenen Beitrag leisten und bitte dafür 
bei der Wahl um Ihr Vertrauen. 

(Beifall) 

Liebe Freunde, ich will mich heute mit drei grundsätzlichen 
Fragen befassen, die mich als Partei Vorsitzenden und als 
Bundeskanzler gleichermaßen stark bewegen. 

Die erste Frage: Wie können wir die soziale Gerechtigkeit und 
die Zukunftschancen der jungen Generation angesichts der 
Einschränkungen, die uns die wirtschaftliche und finanzielle Lage 
notwendigerweise auferlegt, sichern? 
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Die zweite Frage: Welche Möglichkeiten haben wir, um der 
Industriegesellschaft in einer Zeit raschen 
wirtschaftlich-technologischen Wandels ein menschliches Gesicht zu 
bewahren? 

Die dritte Frage ist - ich brauche es nicht zu begründen - die 
alles entscheidende Frage. Es ist die Frage nach der moralischen 
Legitimation und nach den Chancen einer Politik zur Sicherung von 
Frieden und Freiheit in einer Welt voller gefährlicher Waffen. 

Ich spreche bewußt viele andere wichtige, notwendige Fragen der 
Außen- und Sicherheitspolitik und der Innenpolitik jetzt nicht an. 
Ihnen allen liegt meine Regierungserklärung vom 4. Mai vor. Es ist 
nicht meine Absicht, dieses Programm heute noch eimal vorzutragen, 
aber selbstverständlich steht auch dieses Programm auf diesem 
Parteitag mit zur Diskussion. 

Liebe Freunde, die Frage, die wir uns stellen müssen, heißt: 
Sind wir fähig, die Zeichen der Zeit zu begreifen? Stellen wir uns 
der Herausforderung! Wir müssen uns prüfen, ob wir dazu die 
notwendige Kraft, auch die moralische Kraft, haben. 

Die erste dieser Herausforderungen ist die soziale Gerechtigkeit 
in einer Zeit knapper Kassen. Für viele auch bei uns gibt es da eine 
ganz einfche Formel, beinahe ein Patentrezept- Sie lautet: Wir haben 
über unsere Verhältnisse gelebt, jetzt muß gespart, jetzt müssen 
überzogene Ansprüche zurückgefahren werden. - Aber, liebe Freunde, 
diese Formel ist ebenso zu einfach wie das dumme Wort vom 
"Kaputtsparen". Denn das Sparen, die Kürzungen, die Opfer, die wir 
abverlangen und bringen müssen, sind Mittel, nicht Selbstzweck 
unserer Politik. 

(Beifall) 

Auch in der Zeit knapper Kassen bleibt es unsre Pflicht, auf eine 
gerechte Sozialordnung hinzuarbeiten. Sozialpolitik heißt für uns 
nicht, daß wir in Zukunft im Rückwärtsgang fahren. Ich will es 
personalisieren: Norbert Blüm und Gerhard Stoltenberg brauchen beide 
- jeder für seine Pflicht - unsere volle Unterstützung. 

(Beifall) 

Seit Monaten erreichen mich viele Briefe, Entschließungen und 
Beschlüsse aus der Partei. Sie alle haben den gleichen Tenor. Jeder 
sagt, wir müssen sparen, und sieht das ein, aber jeder beruft sich 
auf die Unantastbarkeit seines speziellen Besitzstandes, und die 
meisten haben auch gute Gründe, wenn sie das so sagen. Das alles ist 
doch nur menschlich. Aber, liebe Freunde, ich habe die große Sorge, 
daß wir in eine Lage kommen, in der der soziale Friede davon 
abhängig werden könnte, daß die Besitzstände mächtiger Gruppen, die 
drohen, die Druck ausüben, die streiken können, unangetastet 
bleiben; daß notwendige Kürzungen nur bei den schwächer 
organisierten Gruppen durchsetzbar sind und daß alle diejenigen auch 
weiterhin auf die Erfüllung ihrer berechtigten Forderungen warten 
müssen, die nur kleine Gruppen - vielleiht nur Gruppen am Rande -
darstellen, auch schon bisher draußen vor der Tür standen. Das kann 
nicht unsere Politik sein! 

(Beifall) 
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Die Opfer, die notwendig sind, müssen sozial gerecht verteilt 
werden. Sie dürfen nicht einseitig auf den Schultern der Schwächeren 
abgeladen werden. Alle müssen ihren Beitrag leisten. Aber wichtig, 
liebe Freunde, ist vor allem, daß unsere Mitbürger erkennen, daß 
diese Opfer vom Staat nicht einfch bloß einkassiert, sondern zur 
Sicherung der Zukunft verwendet werden. Das ist die Voraussetzung 
vernünftiger Sparpolitik! 

(Beifall) 

Darum geht es doch jetzt zuerst und vor allem. Wir müssen das innere 
Gleichgewicht unserer Sozial- und Wirtschaftsordnung 
wiederherstellen, den Ausgleich zwischen Anspruch und Leistung, 
zwischen Ausgaben und Einnahmen, zwischen Gegenwart und Zukunft. 
Jetzt gilt es, die Grundlagen der Sozialen Marktwirtschaft zu 
erneuern. Leistung muß sich wieder lohnen. Private Initiative 
braucht mehr Freiraum. Eigenverantwortung darf nicht länger durch 
staatliche Betreuung und Bevormundung verdrängt werden. Der Staat 
muß seine Grenzen erkennen. 

Liebe Freunde, wir wissen es - und wir müssen es in unserem 
Lande wieder stärker verbreiten -: Die Soziale Marktwirtschaft ist 
nicht nur die erfolgreichste Wirtschaftsordnung, sie ist auch dem 
Menschen gemäß. Sie fordert den Bürger, aber sie verfügt nicht über 
ihn. Sie ist wie keine andere Ordnung geeignet, Gleichgewicht der 
Chancen, Eigentum, Wohlstand und sozialen Fortschritt zu 
verwirklichen. 

(Beifall) 

Ich bin davon überzeugt - nicht nur weil die Umfragen das 
beweisen -: Die große Mehrheit unserer Mitbürger ist zu notwendigen 
Opfern bereit. Diese Opfer sind notwendig zur Wiederbelebung der 
Wirtschaft, zum Stopp und zum Abbau der Arbeitslosigkeit, zur 
Sicherung der Arbeitsplätze, zur Sanierung der öffentlichen 
Finanzen, zur Sicherung der Renten. 

An der sozialen Entwicklung der letzten Jahre haben nicht alle 
Gruppen gleichen Anteil gehabt. Während sich mächtige Gruppen 
soziale Besitzstände erkämpften, wurden andere, wie die Familien, 
ins soziale Abseits gestellt. Hinzu kommt, daß mit der 
Schuldenpolitik der vergangenen Jahre Wohltaten auf Kosten der 
Zukunft verteilt wurden. Das hat den Sozial Staat überfordert und den 
Generationenvertrag der sozialen Sicherung gefährdet. Deshalb müssen 
wir uns jetzt verstärkt um den Ausgleich zwischen den Gruppen und um 
die Sicherung der Solidarität zwischen den Generationen bemühen. 

Zwei Beispiele, liebe Freunde, sollen verdeutlichen, daß es sich 
dabei um eine sehr aktuelle und um eine sehr konkrete Aufgabe 
handelt. Mein erstes Beispiel ist das Hauptthema dieses Parteitags: 
die besorgniserregende Entwicklung im Bereich der 
Jugendarbeitslosigkeit. Über 200 000 Jugendliche sind derzeit ohne 
Arbeit. Wir alle sind uns einig, daß das ein unhaltbarer Zustand 
ist, daß wir jede Anstrengung unternehmen müssen, um dieses Problem 
zu lösen. Deshalb stellen wir uns auch hier auf dem Parteitag diesem 
Thema. 
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Ich weiß natürlich, wie jeder von Ihnen, daß die 
Arbeitslosigkeit einen 40jährigen Familienvater mit Kindern 
materiell und psychologisch härter treffen kann als einen 
20jährigen, der noch zu Hause bei den Eltern lebt. Trotzdem bin ich 
der Meinung, daß wir zur Überwindung des Lehrstellenmangels, der 
Jugendarbeitslosigkeit und auch der wachsenden Arbeitslosigkeit von 
Hochschulabsolventen eine ganz besondere Anstrengung machen müssen. 

(Beifall) 

Für viele junge Leute ist Arbeitslosigkeit heute die erste 
Erfahrung beim Eintritt in die Welt des Erwachsenen. Das Gefühl, 
nicht gebraucht zu werden, ja ausgeschlossen zu sein, hat 
tiefgehende Wirkungen weit über den Kreis der unmittelbar 
Betroffenen hinaus. Wir müssen aufpassen, daß hier die Weltsicht 
einer ganzen Generation nicht negativ vorgeprägt wird. 

Die vergebliche Suche nach Arbeit ist für jeden Betroffenen ein 
deprimierendes Erlebnis. Einem jungen Menschen kann sie aber den 
Eindruck vermitteln, als setze die Solidarität der Gesellschaft erst 
dann ein, wenn einer seinen Platz in der Arbeitswelt gefunden hat, 
wenn er versichert ist und wenn er Beiträge zahlt, ja wenn er 
einklagbare Rechtstitel erworben hat. Meine Freunde, Solidarität in 
einer menschlichen Gesellschaft ist mehr, muß mehr sein als 
Einlösung von Rechtsansprüchen. 

Deshalb wollen wir besondere Anstrengungen zur Überwindung der 
Jugendarbeitslosigkeit unternehmen. Wir wollen und können der jungen 
Generation damit zeigen, daß sie unserer Solidarität auch dann 
sicher ist, wenn sie nicht eingeklagt und wenn sie nicht mit 
Druckmitteln erzwungen werden kann. Wenn es dann eines Tages in 
einer möglicherweise noch schwierigeren Zeit als heute um die 
Sicherung unserer Rente geht, liebe Freunde, wird es wichtig sein, 
daß wir in unserer Zeit unser Beispiel gegeben haben, daß wir 
deutlich gemacht haben: Auf unsere Solidarität ist Verlaß. 

Mein zweites Beispiel betrifft die Politik für die Familien und 
für die Frauen. Wir haben uns ganz selbstverständlich schon seit 
jeher für die materielle Gleichstellung der nicht berufstätigen mit 
der berufstätigen Mutter eingesetzt. Die Wahl zwischen Familie und 
Beruf ist die persönliche Entscheidung jeder Frau. Das ist der 
Grundsatz unserer Politik, und wir respektieren diese Entscheidung. 

(Beifall) 

Niemand von uns will der Frau eine Hausfrauenidylle oder eine 
bestimmte Rolle zudiktieren. Aber wie weit sind wir eigentlich in 
der Bundesrepublik heruntergekortmen, daß man, wenn man - über dieses 
Thema spricht - das voranstellen muß, weil man sonst verdächtigt 
wird, man habe etwas gegen die berufstätige Frau? Aber, liebe 
Freunde, es geht auch nicht an, daß Frauen diffamiert und sozial 
benachteiligt werden, wenn sie sich für ihre Familie, für ihre 
Kinder entschieden haben. 

(Beifall) 
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Deshalb werden wir die Zusagen, die wir nicht erst heute, 
sondern bereits in unserem Grundsatzprogrcimm und dann in unserem 
Wahl Programm zur Familienpolitik gegeben haben, einlösen, sobald wir 
dazu finanziell, von der Haushaltslage her, in der Lage sind. Ich 
sage ganz offen, daß ich zu jenen gehöre - ich möchte sagen: zu 
jener großen Mehrheit in der Partei -, denen es ganz besonders leid 
tut, daß wir im Augenblick auf Grund der wirtschaftlichen und 
finanziellen Gegebenheiten nicht mehr tun können, als wir jetzt tun. 
Im Gegenteil: Wir müssen auch auf diesem Feld Einsparungen 
vornehmen. Aber ich sage klar und deutlich auf diesem Parteitag: 
Sobald wir die Dinge einigermaßen in Ordnung haben, sobald wir 
wieder Mittel zur Verfügung haben, müssen sie zuerst und vor allem 
auf diesem Gebiet eingesetzt werden. 

(Beifall) 

Das ist nicht nur eine Frage der materiellen Gegebenheiten, und 
das hat nicht nur etwas mit sozialer Gerechtigkeit zu tun, obwohl 
auch das zutrifft. Wir können mit diesem Schritt zur Familie hin 
einen entscheidenden Beitrag zur Schaffung eines Klimas der 
Mitmenschlichkeit und Geborgenheit in unserem Lande leisten. Dieser 
Wunsch ist heute doch hochaktuell. Er wird uns nachdrücklich von 
jungen Leuten vorgetragen, die sich über die Kälte und die 
Anonymität unserer Gesellschaft beklagen. Man kann es ganz knapp 
fassen: Wir brauchen eine Renaissence der Familie. Sie allein wird 
dem unseligen Trend zur bürokratisch organisierten Betreuung, zur 
Mitmenschlichkeit nach Dienststundenmentalität entgegenwirken. 

Unter den Reformexperimenten der SPD hat besonders die Familie 
gelitten. Für uns, liebe Freunde, ist die Femiilie keine 
"Sozialisationsagentur" der Gesellschaft, sondern der wichtigste, 
der entscheidende Ort menschlicher Geborgenheit. 

(Beifall) 

Das soziale, das menschliche Klima in unserem Land muß uns genauso 
wichtig sein wie Luftreinhaltung und natürliche Umwelt. Wir sind zu 
Recht in großer Sorge über Waldsterben, sauren Regen und ähnliche 
Herausforderungen. Aber was in den Herzen der Menschen an 
Empfindsamkeit, Bindungsfähigkeit und menschlicher Wärme in einer 
bürokratisierten und anonymen Umwelt verlorengeht, ist ein genauso 
großer Verlust. 

(Beifall) 

Liebe Freunde, wir kämen der Wahrheit ein großes Stück näher, 
wenn manche bei ihrer Suche nach der heilen Welt nicht immer nur in 
den Kategorien von vorgestern und übermorgen dächten. Hier und heute 
gilt es wahrzunehmen, daß die Familie für die Qualität unseres 
Zusammenlebens entscheidend ist und bleibt. Alle bisher bekannten 
alternativen Lebensgemeinschaften sind nur ein schwacher und für die 
meisten letztlich unbefriedigender Ersatz für die Familie. Deshalb 
ist es eine ausgesprochen moderne, progressive Politik, wenn wir die 
Familie in ihrer Aufgabe und in ihrem Wert neu bestätigen und dafür 
kämpfen. 

(Beifall) 
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Liebe Freunde, in meiner Regierungserklärung habe ich gesagt, 
daß wir eine moderne Industriegesellschaft mit menschlichem Gesicht 
schaffen wollen. Ich habe gesagt, daß wir auf wirtschaftliches 
Wachstum und moderne Technik nicht verzichten können. Wir wollen und 
wir müssen uns als Bundesrepublik Deutschland dem internationalen 
Wettbewerb stellen und die Modernisierung wie den Strukturwandel 
unserer Wirtschaft fördern, ja, sogar beschleunigen. 

Ich weiß sehr gut, daß diese Begriffe und Forderungen Reizworte 
sind für Ideologen und Demagogen in dieser Zeit. Aber - lassen Sie 
uns auch das offen aussprechen - sie lösen auch bei vielen unserer 
Wähler nicht nur Hoffnungen, sondern auch Besorgnisse und nicht 
selten auch Ängste aus. 

Wenn von Technik die Rede ist, denken viele an Rationalisierung 
und Elektronik, an Roboter und vonautomatisierte Fertigungsstraßen. 
Da entsteht die Sorge auch um den eigenen Arbeitsplatz. 

Beim Stichwort Wachstum denken viele an noch mehr Straßen, 
Flugplätze, Kanäle, Kraftwerke, und da entsteht die Sorge um die 
Umwelt. 

Begriffe wie Wettbewerb und Strukturwandel lösen bei manchem die 
Furcht aus, in einer Welt ständigen Wandels und immer neuer 
Anforderungen nicht mehr mitzukommen, verdrängt zu werden, von der 
Entwicklung überholt zu werden, in ziemlich jungen Jahren schon zum 
alten Eisen zu geraten. 

Wir sind kritischer geworden, sensibler auch für die Risiken der 
Technik. Und wir haben gelernt, genauer nachzufragen, wohin uns der 
Fortschritt bringen könnte. 

Allerdings - und auch das ist wahr, auch das sollten wir draußen 
entschieden vertreten - werden die Risiken und Gefahren des 
Fortschritts vielfach hochstilisiert und überzeichnet. Eine Technik 
wie die friedliche Nutzung der Kernkraft wird als Sicherheitsrisiko 
verteufelt, obwohl sie umweltfreundlich ist und sich durch einen 
hohen Sicherheitsstandard auszeichnet. 

(Beifall) 

In vielen deutschen Schulstuben sind das völlig unbekannte 
Erkenntnisse. Liebe Freunde, ich sage das hier, weil viele deutsche 
Schulstuben von vielen CDU/CSU-geführten Landesregierungen mit 
betreut werden. Auch das gehört zu unserer Selbsterkenntnis. 

(Beifall) 

Wir wissen doch, daß die Leistungen der Technik und der 
Wissenschaften unbestritten sind: 

Volksseuchen und Krankheiten konnten durch die Entwicklung der 
Wissenschaft in erheblichem Umfang überwunden werden. Die Menschen 
sind von schwerer und gefährlicher Arbeit entlastet worden. Neue 
Rohstoff- und Energiequellen wurden erschlossen. Unsere Freizeit 
wurde erweitert. Unsere Verkehrsverhältnisse, unsere 
Kommunikationsmöglichkeiten wurden verbessert. - Ich kenne 
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niemanden, der ernsthaft bereit wäre, auf diese Erkenntnisse von 
Wissenschaft und Technik zu verzichten . Das wäre ja auch eine 
zutiefst menschenfeindliche Haltung. Aber alle diese Leistungen 
werden heutzutage wie selbstverständlich angenommen und konsumiert, 
jedoch sehr zu Unrecht geringgeachtet. 

Ich bin, wie jeder weiß, kein Fortschrittsfanatiker, und für 
mich ist der Fortschritt auch in der angewandten Forschung kein Wert 
an sich. Aber, liebe Freunde, zur führenden Regierungspartei gehört, 
daß wir offensiv draußen wieder deutlich machen, daß die 
Fortschritts- und Technikfeindlichkeit, die jetzt Mode geworden ist, 
die in manchen Intellektuellen- und Pseudointellektuellenzirkeln 
verbreitet wird, ausgesprochen provinziell und schädlich ist. 

(Beifall) 

Wir sind ein rohstoffarmes Land, wir sind ein in hohem Maße 
exportabhängiges Land. Nur, wenn wir die technologische 
Herausforderung begreifen und annehmen, haben wir überhaupt eine 
Chance, international wettbewerbsfähig zu bleiben. Nur so können wir 
Wohlstand und soziale Sicherheit auch für die Zukunft sichern. Und 
darum geht es doch: Wir wollen den technischen Fortschritt so 
einsetzen, daß er uns nützt und nicht schadet. Wir müssen seine 
Risiken unter Kontrolle halten und sicherstellen, daß wir die 
Technik beherrschen und nicht sie uns. 

Richtig ist - und auch das gehört zur Bilanz politischer Arbeit 
einer großen Partei -, daß auch wir in der Vergangenheit Risiken der 
Technik nicht immer richtig eingeschätzt haben. Wir haben häufig in 
erster Linie ihre wirtschaftlichen Vorteile gesehen und negative 
Folgen für Menschen und Umwelt manches Mal zu leicht in Kauf 
genommen. Aber wir haben dazugelernt. Ich halte es für falsch, daß 
jetzt manche die Technik zum Sündenbock für alles Unbehagen in der 
Gesellschaft abstempeln. Das ist billig, das ist vordergründig, und 
das soll ablenken von den Fehlern einer Politik der 
Gesel1 Schaftsveränderung. 

Die Reformexperimente der SPD und der Machbarkeitswahn von 
Sozialingenieuren haben die Lebensqualität in unserem Lande 
wesentlich stärker beeinträchtigt als der gesamte 
wirtschaftlich-technische Wandel der letzten Jahrzehnte. 

(Beifall) 

Liebe Freunde, ist es nicht merkwürdig: Ausgerechnet jene, die 
die Kälte der modernen technischen Zivilisation besonders heftig 
anprangern, sind zugleich die schärfsten Kritiker der 
althergebrachten Wertordnung? Mit Begriffen wie Treue und Heimat, 
Pflichterfüllung und Vaterland, menschlicher Wärme und Familie 
treiben sie ihren Spott. Die neue Gesellschaft, der neue Mensch, die 
die Linken in der SPD einst schaffen wollten, sind Utopie geblieben. 
Aber ihr Umpflügen oder, wie ein anderer sagte, ihr Tiefpflügen in 
unserer Gesellschaft hat doch diese Orientierungskrise mit 
ausgelöst, die zu einer tiefen geistig-moralischen Verunsicherung 
vieler Menschen geführt hat. Und, liebe Freunde, diese 
Verunsicherung war und ist auch heute noch bei manchen ganz offen 
beabsichtigt. 
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Die von solchen Leuten für die Politik geforderte 
Wertneutralität versandet in der Wirklichkeit des Materiellen. Max 
Horkheimer, ein guter Zeuge, einst Mitbegründer der Frankfurter 
Schule, hat diese Einsicht in den knappen Satz gefaßt: "Politik ohne 
Bezug zur Transzendenz wird zum Geschäft." Deshalb, liebe Freunde -
und lassen Sie sich von keinem Spott vom Wege abbringen -, ist die 
Erneuerung der geistig-moralischen Grundlagen der Politik so 
wichtig. Mit bloßer Geschäftigkeit, mit neuen Prograrrmen, Gesetzen, 
staatlichen Maßnahmen allein werden wir ganz gewiß die 
Herausforderungen nicht bestehen. 

(Beifall) 

Unsere Politik der Erneuerung wird nur erfolgreich sein, wenn es 
uns gelingt, in den geistig-moralischen Grundfragen unserer Zeit 
wieder festen Boden zu gewinnen. Hermann Lübbe hat recht, wenn er 
sagt, daß es gerade in einer Zeit raschen wirtschaftlichen und 
technologischen Wandels mehr denn je darauf ankommt, gemeinsame 
Werte, Tugenden und Traditionen zu bewahren. Wir brauchen sie, wir 
brauchen sie ganz persönlich im privaten wie im öffentlichen Leben -
zur Sinnfindung und zur Orientierung. 

Umweltschutz und Friedensbekenntnis, das Engagement für die 
Dritte Welt und das Eintreten für die Rechte von Minderheiten, dies 
alles ist wichtig und wertvoll, aber, liebe Freunde, es ist kein 
Ersatz für die aus geschichtlicher Tradition und aus christlicher 
Glaubenslehre überlieferten Werte. Die Entpflichtung der Menschen in 
einer glaubenslosen Welt, der Verlust von Glauben an Gott, ist mehr 
als alles andere Ursache von Einsamkeit und Angst. 

(Beifall) 

Die mit moralischen Argumenten bemäntelte Kritik an der 
technischen Zivilisation lenkt in einer höchst gefährlichen Weise 
die Lebenseinstellung einer wachsenden Zahl von Menschen auf Irrwege. 

Von der heute viel beschworenen nachindustriellen Gesellschaft 
sind wir weit entfernt. Richtig ist, daß wir im tertiären Sektor, d. 
h. bei den Dienstleistungen, noch große Wachstumschancen haben. 
Dennoch, auch die Dienstleistungsgesellschaft und erst recht eine 
postmaterielle Gesellschaft sind vorerst nichts als eine Vision. 

Zur Industriegesellschaft gibt es also keine Alternative. 

Und wer den Menschen vormacht, sie könnten besser leben und 
zugleich weniger arbeiten, sie könnten der technologischen 
Herausforderung ausweichen und dennoch den gewohnten Lebensstandard 
und ihre soziale Sicherheit bewahren, wer besseren Umweltschutz 
verspricht, aber nicht sagt, woher er die Energie und das Geld dafür 
nehmen will, der zeigt nicht nach vorne, sondern nach rückwärts. 

(Beifall) 

Wir aber wollen nicht zurück, wir wollen vorwärts in eine bessere 
Zukunft. 

(Beifall) 
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Liebe Freunde, aber auch das ist wahr: Es gibt keine Alternative 
zur Industriegesellschaft, aber es gibt Alternativen i n der 
Industriegesellschaft. 

Wer nicht blind ist, und wer nicht taub durchs Land geht, der kann 
sie sehen bzw. hört davon. 

Unser geschärftes Bewußtsein für Natur und Umwelt - eine zutiefst 
konservative Aufgabe im besten Sinne des Wortes -, die Erfolge des 
Umweltschutzes bei der Luftreinhaltung, im Gewässerschutz und bei 
der Lärmbekämpfung sind Beispiele dafür. Ich bin fest überzeugt: Der 
entscheidende und wichtige Auftrag an unsere Generation ist die 
Versöhnung von Ökologie und Ökonomie. 

Wir können dem Fortschritt wieder menschliches Maß geben. Auf 
vielen Feldern gibt es ermutigende Beispiele dafür. Das, was - von 
deutschen Kommunalpolitikern, von vielen Bürgern mitgetragen - bei 
der Sanierung von Städten und Dörfern gegenwärtig geleistet wird, 
ist ein Beispiel zunehmender Sensibilität für die Erhaltung 
geschichtlicher Denkmäler, und es ist ein Wechsel, ein Wandel zum 
Besseren in unserem Denken. 

Der Ausbau von Sozialstationen, die Verbesserung der 
Nachbarschaftshilfe, die Abkehr vom Gigantismus im Schul- und 
Krankenhausbau, Alternativen im Bereich der Architektur, weg von 
Wohnsilos und seelenlosen Trabantenstädten : Das alles gehört zu 
diesen erfreulichen Zeichen - ich könnte viele weitere nennen -
einer Neubesinnung. 

Liebe Freunde, dazu gehört auch die wachsende Bereitschaft 
vieler junger Leute zum sozialen Engagement: für die Dritte Welt, 
für die Aussiedler, für die Ausländer in der eigenen Stadt, im 
eigenen Dorf, für behinderte Mitmenschen. Zu diesem Bild, das uns 
optimistisch stimmen darf, gehört auch die Wiederentdeckung des 
Wertes der Erziehung in Schule und Familie. 

(Beifall) 

Sie zeigt doch die Hinwendung zu mehr menschlicher Qualität. 

Um es klar zu sagen: Das alles verleitet mich nicht dazu, dem 
Fortschrittspessimismus eine Fortschrittseuphorie entgegenzusetzen. 
Wir sollten nüchtern bleiben. Aber wir sollten uns von niemandem 
einreden lassen, die Bedingung für mehr Menschlichkeit, für eine 
lebenswerte Zukunft sei die Abkehr von Wachstum, Fortschritt und 
Technik. 

(Beifall) 

Liebe Freunde, alle unsere Bemühungen um die Gestaltung einer 
lebenswerten Zukunft wären umsonst, wenn es uns nicht gelänge, den 
Frieden und unsere Freiheit zu erhalten. 

(Beifall) 

In einer Welt voller Konflikte und Waffen sind der Frieden und die 
Freiheit unseres Landes die wichtigsten Voraussetzungen für unser 
persönliches Glück. 
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Friede ist mehr als die bloße Abwesenheit von Krieg. Friede 
bleibt ein Anspruch, der immer neu eingelöst werden muß. Er beruht 
auf dem gerechten Ausgleich von Interessen. Der Friede wird nur 
sicherer in einem Prozeß abnehmender Gewalt und zunehmender 
Gerechtigkeit. Wenn die Friedensdenkschrift der EKD und das Wort der 
Deutschen Bischofskonferenz zum Frieden so nachdrücklich einer 
"Wiedergewinnung der politischen Dimension in den heutigen 
Weltkonflikten" das Wort reden, so entspricht dies ganz genau 
unsesren politischen Vorstellungen. 

Friede, liebe Freunde, darf nicht in der Waffendiskussion 
ersticken. Friede ist und bleibt, wie wir es verstehen, eine Sache 
umfassender Weltverantwortung. Darum gehören der Schutz der 
Grundrechte, die Verpflichtung auf die Menschenrechte, das Bemühen 
um gerechtere internationale Beziehungen und die Respektierung 
rechtlich vereinbarter Regelungen zu den fundamentalen Forderungen 
unseres politischen Programms. 

Wir vertrauen auf die friedensstiftende Kraft des Rechts. 
Geistige, politische, moralische Nachgiebigkeit gegenüber 
Rechtsbrüchen und jede Schwächung des Rechtsbewußtseins bestärken 
die Macht des Bösen und gefährden den provisorischen Frieden. 

(Beifall) 

Solange die Macht des Bösen in und um uns nicht überwunden ist, 
verlangt eine verantwortliche Friedenspolitik auch nach 
entsprechenden Sicherungen für Frieden und Freiheit nach innen und 
außen. Unverzichtbare Voraussetzung für den inneren Frieden sind 
aber wirtschaftliche Wiedergesundung, Konsolidierung des Haushalts 
und das Bemühen um soziale Gerechtigkeit. 

Liebe Freunde, wir haben - denken Sie u.a. an den 
Programmparteitag in Ludwigshafen - in den letzten Jahren auf vielen 
Parteitagen immer wieder versucht, die direkte Wechselwirkung von 
Innen- und Außenpolitik in das öffentliche Bewußtsein zu heben, weil 
wir wissen, daß der innere Frieden unsere Friedenspolitik auch nach 
außen fördert, weil wirtschaftlicher Aufschwung in der 
Bundesrepublik Deutschland Antrieb für die wirtschaftliche Erholung 
anderer Staaten sein kann und weil eine Regierung in der 
Bundesrepublik Deutschland mit einer sicheren parlamentarischen 
Mehrheit und mit einer klaren politischen Linie ein stabiler Faktor 
in Europa, im Bündnis und auch im Gespräch mit dem Osten ist. 

Liebe Freunde, ich kann heute, gerade auch nach diesen sieben 
Monaten nach unserer Regierungsübernahme, mit großer Genugtuung 
feststellen: Unsere Freunde und Verbündeten bauen auf uns, weil wir 
verläßlich sind und weil wir berechenbare Partner sind. 

(Beifall) 

Und unsere Nachbarn im Osten sprechen mit uns, und das ist gut so. 
Sie wissen, woran sie mit uns sind, und - was vielleicht auch 
wichtig ist - sie wissen, daß sie lange mit uns rechnen müssen. 

(Beifall) 
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Das ist unsere Chance als Regierungspartei: Als stabiler Faktor 
der europäischen und internationalen Politik können wir die 
deutschen Interessen besser vertreten als jene, die zwar immer über 
sie reden, sie aber durch ihre Politik des ständigen Jeins nach 
innen und nach außen schwächen. Deshalb, liebe Freunde - lassen Sie 
mich das mit einem Satz abtun -, ist es ein für mich ziemlich 
überflüssiger Streit, ob eine CDU/CSU/FDP- Regierung in der 
Außenpolitik Kontinuität verfolgt oder eine Wende vollzieht. 

Unsere Außenpolitik ist klar bestimmt; die Prioritäten sind 
deutlich. Sie folgen übrigens ganz klar dem gemeinsamen Wahlprogramm 
von CDU und CSU; jeder kann es nachlesen. Das war auch die Grundlage 
für die Regierungserklärungen, die ich am 13. Oktober vergangenen 
Jahres und am 4. Mai dieses Jahres abgegeben habe. Sie sind die 
verbindliche Grundlage unserer Politik, und dabei bleibt es. 

(Beifall) 

Wir haben zwei entscheidende Prioritäten - es sind Prioritäten, 
die durch unsere Partei mit der Zustimmung des Volkes schon in den 
50er Jahren unter der Führung Konrad Adenauers gesetzt wurden: Erste 
Priorität haben die enge Freundschaft - sie ist das entscheidende 
Kernstück der Allianz - mit den Vereinigten Staaten von Amerika und 
das Atlantische Bündnis. Wir haben alles getan, um das gegenseitige 
Vertrauen zu vertiefen. Das Ergebnis ist eine überzeugende 
Geschlossenheit des Westens in den Grundfragen der 
Sicherheitspolitik. Liebe Freunde, diese Übereinstimmung reicht weit 
über das Bündnis hinaus. Ich erinnere an die Rede von Präsident 
Mitterrand vor dem Deutschen Bundestag, und ich erinnere an die 
Ausführungen, die der spanische Ministerpräsident Gonzalez in meinem 
Beisein zum NATO-Doppelbeschluß in Bonn gemacht hat ; all dies ist 
in den letzten Wochen und Monaten geschehen. Diese Geschlossenheit 
ist die beste Garantie für den Frieden und die Sicherheit in Europa. 
Wenn ich die politischen Parteien betrachte, so stelle ich fest, daß 
es in Europa heute nur noch eine politische Kraft gibt, die sich in 
den zentralen Fragen der europäischen Sicherheit völlig isoliert: 
das ist die deutsche Sozialdemokratie. 

(Beifall) 

Das Vertrauensverhältnis mit unseren amerikanischen Freunden ist 
ein wichtiges politisches Kapital; wir werden es pflegen. Pflegen 
heißt nicht, meine Freunde, daß wir zu allem ja und simen sagen, was 
in Washington gedacht oder gesagt wird, sondern wir werden das 
sorgsam prüfen und miteinander diskutieren. Freundschaft heißt 
Partnerschaft, heißt miteinander und nicht übereinander reden. Sie 
ist niemals ein Befehlsverhältnis, sondern eine Verbindung aus den 
großen Traditionen unserer Völker, auch aus den Traditionen - ich 
sage das bewußt -, die zwischen den Vereinigten Staaten und 
Deutschland im Laufe von 300 Jahren Einwanderung von Deutschen in 
die Vereinigten Staaten entstanden sind. 

Ich freue mich, Ihnen sagen zu können, daß die gegenseitige 
Information und Konsultation noch nie so häufig und so eng war wie 
in den letzten Monaten, - ich weiß, was ich sage, wenn ich "nie" 
sage. Das hat auch seinen guten Grund angesichts der existentiellen 
Fragen, die wir zu beantworten haben. Die Besorgnisse über eine 

44 



mögliche deutsche SonderroTle im Ost-West-Verhältnis sind Gott sei 
Dank überwunden. Was wir gewonnen haben, ist ein Verständnis für 
unsere besonderen Sorgen im geteilten Vaterland. 

Freundschaft muß auf Vertrauen gründen. Wer sich gegenseitig 
verdächtigt, wird nicht die Interessen des anderen unterstützen. 

(Beifall) 

Wir haben mit einer solchen Poltik Schluß gemacht. Sie hat uns 
selbst am meisten Schaden zugefügt. Jetzt ist unsere Position im 
Bündnis und in Europa stärker geworden. Die Sowjetunion weiß, daß 
unsere Freundschaft zu den USA, die Partnerschaft in der 
Atlantischen Allianz nicht in Zweifel gezogen, nicht erschüttert 
werden können. Die sowjetische Führung spricht mit uns, weil sie 
davon ausgeht, daß unser Wort in Washington wie auch im Bündnis und 
in Europa Gewicht hat. 

Ich komme zu der zweiten wichtigen Grundlage unserer Politik 
nach dem Krieg, zur Einigung Europas. Die Einigung Europas hat 
gleiche Priorität wie die Atlantische Allianz. Das entspricht der 
Tradition unserer Partei. Liebe Freunde, wir haben uns immer als die 
klassische Europa-Partei verstanden. Deswegen ist es klar, daß viele 
in Europa ihre Hoffnungen auf uns richten. 

Ich sage dies, weil ich weiß, daß es modern oder schick geworden 
ist, über Europa achselzuckend hinwegzugehen und zu fragen: Was kann 
da noch Gutes zu erwarten sein? Wir werden während der Wochen, die 
uns in der Präsidentschaft noch bleiben, und im Europäischen Rat zäh 
und entschieden darum ringen, daß wir weiterkorimen, auch wenn es nur 
kleine Wegstrecken sind. Ich lasse nie einen Zweifel darüber, daß 
wir die Einigung Europas wollen, daß wir intensiv um Lösungen ringen 
und daß wir nicht resignieren dürfen. 

(Beifall) 

Wir wissen, liebe Freunde: Was bisher erreicht wurde, ist nicht 
befriedigend, nicht ausreichend. Wer aber mehr will, wer nicht 
warten kann, wer drängt, der muß auch sagen, was er für einen Preis 
bezahlen will, welche Opfer er zu bringen bereit ist. 

Ich will ein Beispiel aus den letzten Tagen herausgreifen. Die 
Europäische Konmission hat vorgeschlagen, den Mehrwertsteueranteil 
zur Finanzierung der Gemeinschaft von bisher 1 % auf 1,4 % 
anzuheben. Wenn wir diesen Vorschlag akzeptieren würden, müßten wir 
pro Jahr 4 Milliarden DM mehr für Europa zahlen. Gleichzeitig sparen 
wir in bitteren Auseinandersetzungen - es kann gar nicht anders sein 
- für den nationalen Haushalt des Jahres 1984 6,5 Milliarden DM 
ein. Sie wissen, daß wir den Vorschlag aus Brüssel so nicht 
akzeptieren können und werden. An diesem Beispiel wird aber doch 
jedermann klar, vor welchen Problemen wir stehen. 

Fairerweise muß aber auch die andere Seite angesprochen werden, 
nämlich die Vorteile, die wir gewonnen haben. Über 48 % der 
Ausfuhren gingen 1982 in Länder der Gemeinschaft. Das sind 13 % 
unseres gesamten Bruttosozialprodukts. 
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Es gibt noch einen Grund, weshalb vor allem wir Europa brauchen. 
Wir sind ein geteiltes Land. Wer in die Geschichte schaut und wer 
sich Sensibilität für die Möglichkeiten von morgen bewahrt hat, der 
weiß: Die Einheit des deutschen Vaterlands ist in der größeren 
europäischen Heimat in Zukunft denkbar. 

(Beifall) 

Am 17.Juni des nächsten Jahres werden wir erneut an die 
Wahlurnen gehen, um das 2. Europäische Parlament zu wählen. Wir 
müssen den Bürgern dann Rechenschaft über das geben, was wir für 
Europa geleistet haben. Der Bürger muß wissen, daß wir noch einen 
langen und beschwerlichen Weg vor uns haben. Unsere Bürger müssen 
spüren, daß wir uns als Christliche Demokraten mit dieser Idee 
identifizieren, daß wir unsere Kraft, daß wir unsere Phantasie 
einsetzen, um das Ziel zu erreichen. Wir müssen den Bürger, der 
skeptisch ist, fragen: Wie sieht denn Deine Alternative aus? Wollen 
wir wieder zurück zu trennenden Grenzen und dem Protektionismus und 
all dem, was die Schattenseite der Nationalstaaten war? 

(Beifall) 

Liebe Freunde, das sind Schwerpunkte unserer Außenpolitik. Ich 
habe sie in dem Satz zusammengefaßt: 

"Fundamente unserer Außenpolitik bleiben das Atlantische 
Bündnis und die Europäische Gemeinschaft". 

Auf diesen Fundamenten bauen wir unsere Politik auch mit den Staaten 
des Warschauer Paktes auf, eine Politik des Dialogs, des Ausgleichs 
und der Zusammenarbeit. Unsere Einbindung in den Westen bleibt das 
entscheidende politische Widerlager für unsere Ostpolitik. Wir 
werden keine Politik mit unseren östlichen Nachbarn betreiben, die 
zu Lasten unserer Freundschaft in der Allianz, die auf Kosten des 
Zusammenhalts des Bündnisses geht. Das unterscheidet uns von den 
illusionären Entspannungspolitikern in der SPD. 

Aber noch etwas unterscheidet uns von der SPD. Wir werden die 
Belastungen im Ost-West-Verhältnis, wir werden unsere Besorgnisse in 
den zweiseitigen Beziehungen mit der Sowjetunion, mit der DDR, mit 
Polen, mit der Tschechoslowakei, mit Rumänien beim Namen nennen. Wir 
werden uns nicht damit abfinden, daß Mauer, Stacheldraht und 
Schießbefehl mitten in Deutschland bestehen und man dies am Ende 
noch als normal bezeichnet. Das wird nicht unsere Politik sein! 

(Beifall) 

Meine Freunde, wir werden dies aber nüchtern tun - ruhig und ohne 
Schaum vor dem Mund. Wir werden uns nicht scheuen, immer wieder 
darauf zu dringen, daß die Belastungen abgebaut werden, daß 
Spannungen vermindert werden, daß die Menschen in Deutschland 
zueinanderkommen. Unsere Nachbarn im Osten müssen wissen, daß 
politiche Beziehungen, wirtschaftliche Zusammenarbeit, 
wissenschaftlich-technische Kooperation, kultureller Austausch um so 
leichter, um so umfassender möglich sind, je rascher Fortschritte 
erreicht werden - Fortschritte, die zu mehr Menschlichkeit und 
weniger Konfrontation führen. Das gilt vor allem für das Problem der 
Familienzusammenführung. 
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Wir sorgen uns um einen vernünftigen, um einen friedlichen, um einen 
menschlichen Ausgleich mit unseren ausländischen Freunden, mit den 
Gastarbeitern in der Bundesrepublik Deutschland. Wir sorgen uns aber 
auch um das Schicksal unserer Landsleute, die durch die Geschichte 
nach Sibirien, nach Rumänien, nach Polen oder anderswohin gekommen 
sind und die in ihr altes Vaterland zurück wollen. 

(Lebhafter Beifall) 

Ein Drittes unterscheidet uns von der SPD. Wir werden wieder zu 
einer Politik zurückkehren, die den beiderseitigen Interessen dient, 
die zu mehr Ausgewogenheit zwischen Leistung und Gegenleistung 
führt. Unser Angebot an unsere östlichen Nachbarn - auch an Moskau -
ist, eine neue und auch bessere, stabilere Qualität der Beziehungen 
zu erreichen. Wir wollen die Gespräche auf allen Ebenen führen und 
vertiefen, beharrlich und ohne Illusion über bestehende Gegensätze, 
und, wenn möglich, auch mit einer gewissen Regelmäßigkeit. Ich füge 
aber hinzu: Diese Politik kann keine Einbahnstraße sein. Sie kann 
nicht mit Scheuklappen nach dem Motto geführt werden: Was scheren 
uns Unrecht, Krisen und Spannungen in anderen Teilen der Welt? Was 
schert uns, was in Polen oder im fernen Afghanistan geschieht? Die 
Welt ist unteilbar, auch unter diesem Gesichtspunkt. 

(Beifall) 

Unsere Politik bleibt in die Allianz, in die Partnerschaft 
eingebettet. Man kann es einfach sagen: Wir verraten unsere Freunde 
nicht. Wir verraten unsere Grundsätze nicht. Wir werden uns selbst 
treu bleiben: unseren Grundsätze, unseren Idealen, unseren Zielen. 
Wir wissen, daß wir auf diesem Weg mit Rückschlägen, manchmal mit 
Stagnation rechnen müssen. 

Sie werden uns aber nicht zu Wohlverhalten verleiten und nicht zur 
Anpassung, nicht zur Gewöhnung an Unrecht und Unmenschlichkeit. Denn 
dies wäre ein gefährlicher Weg. 

(Beifall) 

Aber wir werden uns auch nicht entmutigen lassen und nicht aufgeben. 
Denn dies wäre ein zu bequemer Weg. 

Am 4. Juli werde ich zu Gesprächen nach Moskau reisen. Es wird 
die erste Begegnung sein zwischen den neuen politischen Führungen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Sowjetunion. 

Beide Seiten wissen, daß sie möglicherweise auf sehr lange Zeit 
miteinander zu tun haben werden. Und die Reise findet zu einem 
Zeitpunkt statt, an dem die Verhandlungen in Genf in ein 
entscheidendes Stadium getreten sein können. 

Ich werde in Moskau nicht als Vermittler und nicht als 
Dolmetscher auftreten. Ich werde die Gespräche in enger Abstimmung 
mit unseren Freunden führen, als ein Mitglied des westlichen 
Bündnisses. Ich habe dort keine Verhandlungen zu führen, aber ich 
werde alle nur denkbaren Anstrengungen unternehmen, um zu einer 
einvernehmlichen Lösung in Genf beizutragen. 

(Beifall) 
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Die Sowjetunion weiß, wo wir stehen. Sie kann auch keine Zweifel 
darüber haben, welche Politik wir verfolgen, im Bündnis, in Europa 
und gegenüber unseren Nachbarn. Sie kann und wird - das ist 
sowjetische, das ist russische Tradition - unsere Politik 
realistisch eischätzen. Sie wird dabei ihre Interesse nüchtern 
gegenüber den unseren zu prüfen haben. 

Ich bin sicher: Wir haben eine gute Chance, daß diese Gespräche 
zum gegenseitigen Verständnis beitragen. Wir werden in wichtigen 
Fragen hart streiten, aber beide Seiten müssen wissen, daß 
vernünftige, konstruktive Beziehungen im Interesse beider Völker 
1iegen. 

Am Ende eines solchen Besuches können keine spektakulären 
Ergebnisse stehen. Aber, liebe Freunde, wenn es uns gelingt, neue 
Wege zur Zusammenarbeit zu erschließen, wäre dies, so finde ich, ein 
guter Anfang. 

Wir brauchen bessere politische Beziehungen, um vor allem 
Fortschritte in der Abrüstung und der Rüstungskontrolle zu erreichen. 

Es ist heute die gemeinsame Überzeugung aller vernünftig 
denkenden Menschen, daß Krieg kein Mittel der Politik sein kann. 

(Beifall) 

Es ist daher Ziel aller Sicherheitspolitik, mit allen zu Gebote 
stehenden Mitteln die Möglichkeit einer politischen Erpressung oder 
gar einer kriegerischen Auseinandersetzung auszuschließen. 

Dies ist in den letzten 30 Jahren erreicht worden durch ein 
annäherndes Gleichgewicht der Kräfte. Der Aufbau militärischer Macht 
im westlichen Bündnis steht, so verstanden, immer im Dienst der 
Friedenssicherung. Diese Macht hat ihr Ziel erreicht, wenn sie nie 
eingesetzt werden muß. 

Deswegen, liebe Freunde, gilt der Satz, daß unsere Bundeswehr 
eine Friedensarmee ist und unsere Soldaten Friedensdienst leisten. 

(Beifall) 

Wenn die Kirchen in aller Welt darauf verweisen, daß der Rüstung 
mit immer mehr Waffen Grenzen gesetzt werden müssen und daß die 
Frist dazu nicht unbegrenzt sei, so ist das wohl kaum jemandem 
bewußter als uns, den Deutschen, in einem geteilten Land. 

50 Millionen Tote hat der Zweite Weltkrieg gekostet. Dazu kamen 
das Leiden und das Elend von Millionen Überlebenden. Bernhard Worms 
hat Ihnen ein Bild aus jenen Tagen vom Juni 1945 in diê i, Mappen 
gegeben, in denen der Gründungsaufruf der Christlich Demokratischen 
Union enthalten ist. Dieses Bild spricht eine beredtere Sprache als 
das, was wir viele Jahrzehnte später dazu sagen können. 

Auch heute ist die Welt von Kriegen, von Flüchtlingsströmen, von 
Hunger und Not, von wirtschaftlichen Krisen und Arbeitslosigkeit 
gekennzeichnet. 
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Liebe Freunde, wer will da nicht Frieden, wer will nicht 
Freiheit, wer will nicht Brot? 

Aber Friedensgesinnung allein reicht nicht. Es reicht nicht das 
Wort zum Frieden, es reicht auch nicht der Wille zum Frieden. Die 
Tat ist gefordert, in Ost und West, in Nord und Süd! 

(Beifall) 

Und so wollen wir handeln als Christliche Demokraten. Es gibt 
für uns keinen Grund zu Pessimismus. Noch nie war die Chance so groß 
wie heute, Rüstungen abzubauen, zu begrenzen, zu kontrollieren. 

Wer aber einseitig Vorleistungen fordert, wer Überrüstung und 
Ungleichgewicht in Kauf nehmen will, wer dem Gegenspieler die 
falschen Signale übermittelt, wer Abrüstung auf der einen Seite 
anbietet, ohne Antwort auf der anderen Seite zu verlangen, der macht 
jede Chance für Abrüstung und Rüstungskontrolle zunichte. 

(Beifall) 

Für uns bleibt völlig unverzichtbar: Wir müssen selbst frei 
darüber bestimmen, was unserem, was dem deutschen 
Sicherheitsinteresse dient. 

Der Weg, den wir jetzt einschlagen, wird - und jeder von uns 
spürt dies - auch das Schicksal kommender Generationen bestimmen. 

Der Westen hat der Sowjetunion das umfassendste Angebot für 
Abrüstung und Rüstungkontrolle unterbreitet, das es je gegeben hat. 
Wir müssen jetzt alle Verhandlungsebenen intensiv für Lösungen 
nutzen. Wir wollen auch neue Verhandlungsmöglichkeiten schaffen, 
etwa im Rahmen einer Konferenz für Abrüstung in Europa. Wir wollen 
ein umfassendes Netz von Verhandlungen schaffen, weil wir wissen, 
liebe Freunde, daß ein langer Weg vor uns liegt, weil wir wissen, 
daß Zwischenlösungen unvermeidlich sein werden, und weil wir wissen, 
daß auch Rückschläge möglich bleiben. 

Aber ich will es so einfach formulieren: Wenn eine Masche reißt 
in dieser gefährlichen Zeit, darf nicht das ganze Netz reißen. Und 
wenn ein Weg aussichtslos erscheint, muß ein anderer Weg 
weiterführen. 

In diesen Fragen der Sicherheitspolitik ist es unerläßlich, daß 
wir im Bündnis geschlossen bleiben. Um so größer ist unsere Sorge, 
daß wir im eigenen Land die Übereinstimmung in der 
Sicherheitspolitik zwischen den großen demokratischen Parteien nicht 
mehr finden, daß sie brüchig geworden ist. 

Ich sage das in aller Ruhe: Wir haben als Opposition die 
Regierung Schmidt in den entscheidenden Fragen, nicht zuletzt beim 
NATO-Ooppelbeschluß, unterstützt, weil wir für die nationalen 
Interessen unseres Landes eingetreten sind. Ich appelliere heute als 
Kanzler der Bundesrepublik an die jetzige Opposition, ebenfalls aus 
nationalem Interesse ihre Pflicht zu tun. 

(Beifall) 
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Wir werden uns über alle Partei grenzen hinaus um eine breite 
Mehrheit in unserem Volk bemühen. Wir wollen den inneren Frieden, um 
den äußeren zu sichern. 

Liebe Freunde, wir wissen, daß der Friede heute nicht nur durch 
Aufrüstung bedroht ist, sondern auch durch Konflikte in Regionen der 
Dritten Welt, die sehr rasch in weltweite Krisen ausufern können. 
Auch wir Deutschen dürfen uns dieser Verantwortung nicht entriehen. 

Unser Ziel ist die Unabhängigkeit und innere Stabilität dieser 
Länder, ob in Mittel- oder Lateinamerika, ob in Afrika, im Nahen 
Osten oder in Asien. 

Wir werden uns überall leidenschaftlich dafür einsetzen, daß 
fremde Truppen abgezogen werden, aus Afghanistan, aus dem Libanon, 
aus Angola, aus Kambodscha und aus anderen Krisengebieten der Welt. 

(Beifall) 

Wir wollen auch solchen Staaten helfen, die sich aus politischer 
Abhängigkeit befreien wollen. Wir werden dabei keine Chance 
unbedacht verschütten. Es werden Balanceakte notwendig sein, die wir 
aber nicht mit lautstarken Worten und öffentlichen Forderungen 
begleiten, sondern mit ruhigen Taten unterstützen wollen. 

Es muß uns dabei legitimerweise immer auch um unser eigenes 
Interesse gehen. Aber das Wohl des Partners gehört dazu. Wir wollen 
Zusammenarbeit zum Nutzen für beide Seiten. 

Liebe Freunde, unser Land, diese Bundesregierung, wir, die 
Christlich Demokratische Union Deutschlands, stehen vor großen 
Herausforderungen. Wer sich nichts vormacht, weiß, daß wir 
schwierigen, vielleicht schweren Zeiten entgegensehen. Ich bin fest 
überzeugt, daß wir die Probleme gemeinsam meistern können, denn wir 
sind der Aufgabe gewachsen, und wir werden es auch gemeinsam 
schaffen. 

Unser Volk hat schon einmal - am Tiefpunkt seiner Geschichte im Jahr 
1945 - seine großen Kräfte mobilisiert und eine Aufbauleistung 
vollbracht, die ihm die Bewunderung seiner Freunde und den Respekt 
seiner Gegner eingebracht hat. Jetzt müssen wir uns erneut zu einer 
großen gemeinsamen Anstrengung zusammenschließen. 

Die Mehrheit unseres Landes, die Mehrheit der politischen Mitte will 
mit uns den Aufschwung schaffen. Sie will Investitionen in die 
Zukunft, damit die Wirtschaft wieder in Ordnung kommt und alle, die 
arbeiten wollen, auch arbeiten können. Sie will weniger Staat, damit 
sich die Initiative und Leistung des einzelnen wieder freier 
entfalten können, sie will Solidarität mit den Schwachen, vor allem 
auch mit der nachwachsenden Generation, aber nicht die Umverteilung 
von einer Tasche in die andere. Unsere Mitbürger wollen eine moderne 
Gesellschaft mit menschlichem Gesicht, und sie wollen, daß wir 
unsere Freiheit verteidigen und den Frieden bewahren. Diese Politik 
hat das Vertrauen unserer Bürger. Sie stärkt unsere Kraft, die 
Bundesrepublik Deutschland in eine gute Zukunft zu führen. 
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Liebe Freunde, dabei wissen wir als christliche Demokraten: Bei 
an unserem Tun stehen wir in der Verantwortung vor Gott und für 
jene, die nach uns kommen. Keiner von uns kennt das Ziel der 
Geschichte. Es sind nicht nur Taten, es sind auch Gebete, die 
Geschichte bewegen. 

Vor dem ersten Bundesparteitag der CDU in Goslar 1950 benannte 
Konrad Adenauer sein Thema "Deutschlands Stellung und Aufgabe in der 
Welt". Wer sich die wirtschaftliche, die soziale und die 
geistig-moralische Verfassung unseres Landes in jener Heit 
vergegenwärtigt, der weiß, wieviel Mut, wieviel geschichtliche 
Perspektive zur Wahl dieses Themas damals gehörte. Heute, so habe 
ich jedenfalls den Eindruck, fehlt es manchen an diesem 
geschichtlichen Weitblick. Fixiert auf die gewiß bedeutenden 
Probleme der Zeit und die Sorge des Tages, die Sorge um das 
Materielle, schieben sie nur allzu leicht beiseite, was mit blanker 
Geschäftigkeit und Papieren nicht zu lösen ist. 

Liebe Freunde, erinnern wir uns in dieser Stunde an den Auftrag 
der Geschichte, an die Präambel unseres Grundgesetzes. Sie 
verpflichten uns, die Einheit Deutschlands in Freiheit zu vollenden. 
Wir wissen, aus eigener Kraft können wir Deutsche den Zustand der 
Teilung nicht ändern, aber wir können ihn erträglicher machen und 
auch weniger gefährlich. Überwinden können wir die Teilung 
Deutschlands nur im Rahmen einer dauerhaften Friedensordnung in 
Europa. So lange müssen wir das Bewußtsein der Einheit Deutschlands 
und der gemeinsamen deutschen Kultur und Geschichte wachhalten. Das 
ist unser historischer Auftrag, das ist unsere patriotische Pflicht, 
und dieser Pflicht wollen wir uns stellen. 

(Lang anhaltender lebhafter Beifall -
die Delegierten erheben sich) 

Dr. Bernhard Worms, Tagungspräsidium: Lieber Bundeskanzler Dr. 
Helmut Kohl, der Parteitag dankt Ihnen dreifach: Wir danken Ihnen 
für diesen Bericht, wir danken mehr noch für Ihre unermüdliche 
Arbeit für die Einheit der Union in Partei und Parleiment, wir danken 
Ihnen aber auch, daß Sie das Ansehen der Bundesrepublik Deutschland 
durch die Glaubwürdigkeit Ihres Auftretens in so kurzer Zeit 
erheblich haben steigern und verbessern können, so daß die 
Bundesrepublik Deutschland, unser Name, im In- und Ausland wieder 
Geltung hat. 

(Beifall) 

Wir danken Ihnen für Ihre Bereitschaft, die Sie eben bekundet haben, 
uns erneut als Vorsitzender zur Verfügung zu stehen. 

(Beifall) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, zwei Hinweise: Die 
Antragskommission trifft sich sofort in dem dafür vorgesehenen 
Zirrtner zu ihrer zweiten Sitzung. Für die Mitglieder der 
Antragskommission gibt es also keine Mittagspause. 

Die zweite Ansage: Die Anträge, die sich auf die Europawahl und 
auf die Änderung des Statuts beziehen, werden wir behandeln, während 
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die Stimmzettel für die Wahl der stellvertretenden Vorsitzenden 
ausgezählt werden. 

Damit, verehrte Damen und Herren, sind wir am Ende der ersten 
Plenardebatte angelangt. Wir machen jetzt eine Mittagspause. Ich 
berufe die zweite Plenardebatte pünktlich für 14.15 Uhr ein. -
Vielen Dank! 

(Unterbrechung von 13.28 bis 14.15 Uhr) 

2. Plenarsitzung 
Beginn: 14.37 Uhr 

Dr. Bernhard Worms. Tagungspräsidium: Meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Liebe Freunde! Ich eröffne die 2. Plenarsitzung unseres 
31. Bundesparteitags. 

Ich bitte noch einmal sehr herzlich, jetzt Platz zu nehmen. Ich 
habe die Bitte an Sie, daß Sie Ihre Privatunterhaltungen, sofern sie 
notwendig sind, nach draußen verlagern. Wir wollen hier im Plenum 
mit der Tagesordnung fortfahren. 

Liebe Freunde,.Sie haben heute vormittag ein kleines 
Gastgeschenk bekommen. Aus der Anwesenheitsliste derer, die sich am 
17. Juni 1945 in Köln im Kolpinghaus getroffen haben, gibt es noch 
einen Freund, der heute nachmittag unter uns ist. Ich begrüße sehr 
herzlich Herrn Franz Wiegert aus Essen. 

(Beifall) 

Für die Geschäftsführer der Landesverbände gebe ich folgenden 
Hinweis. Wir haben heute vormittag zu Beginn der 1. Plenarsitzung 
festgelegt, daß die Frist für die Einreichung weiterer 
Wahl vorschlage für die Wahl des Bundesvorstands um 14 Uhr abgelaufen 
ist. In der Zwischenzeit hat der von der Jungen Union vorgeschlagene 
Kandidat, Dr. Franz-Josef Jung, schriftlich seine Kandidatur 
zurückgezogen. Ich bitte, bei den Ihnen vorliegenden 
Kandidatenvorschlägen Herrn Dr. Franz-Josef Jung zu streichen. 

Zur Zeit werden die Stimmzettel für die einzelnen Wahlgänge 
erstellt. Deshalb bitte ich die Landesgeschäftsführer der 
Landesverbände, sich jetzt auf Abruf bereitzuhalten, um die 
Stimmzettel im Büro des Organisationsleiters des Parteitags 
abzuholen. 

Liebe Freunde, wir haben heute vormittag eine Fülle von Freunden 
aus dem Ausland herzlich willkommen geheißen. Ich erteile das Wort 
zu einem GruDwort für die Vertreter der EVP-Parteien unserem Freund, 
dem Präsidenten des Christen Democratisch Appel der Niederlande, 
Herrn Dr. Pieter Bukmann. 

(Beifall) 
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- Herr Bukmann, bitte eine Sekunde. Darf ich jetzt wirklich bitten, 
daß die Gänge hier freigemacht werden und daß Platz genommen wird, 
liebe Freunde. 

Ich bitte nunmehr um Aufmerksamkeit für Herrn Bukmann. 

Dr. Pieter Bukmann (Christen Democratisch Appel): Herr 
Bundeskanzler! Herr Vorsitzender! Liebe Damen und Herren! Freunde 
der CDU! Ich bin sehr froh, in Ihrer Mitte zu sein, um unseren 
EVP-Vorsitzenden, Herrn Leo Tindemans, hier zu vertreten. Ich bin 
froh. Denn es ist, glaube ich, eine sehr gute Sache, sich auch im 
Ausland unter christdemokratischen Freunden zu befinden -

(Beifall) 

christdemokratischen Freunden, das heißt Freunden Europas, unter 
Freunden, die einen außerordentlich schweren Wahlkampf hinter sich 
haben, einen Wahlkampf, der glücklicherweise zu einem vorzüglichen 
Wahlergebnis geführt hat. Wir in Holland nennen das "kämpfen mit 
Erfolg". 

(Beifall) 

Sie als christliche Demokraten sind Ihren Wählern gegenüber sowohl 
realistisch als auch sozial orientiert gewesen; Sie haben die 
Notwendigkeit des wirtschaftlichen Wiederaufbaus und die Förderung 
der sozialen Gerechtigkeit betont. Sie haben kein Mißverständnis 
darüber bestehen lassen, daß es Ihnen sowohl mit der internationalen 
Entspannung als auch mit der Verteidigung unserer westlichen 
demokratischen Errungenschaften ernst ist. Die Wähler haben diese 
große Offenheit und diese große Klarheit belohnt. Sie als 
christliche Demokraten haben das Vertrauen bekommen, auf das Sie ein 
Anrecht haben. Im Namen der EVP und der EUCD möchte ich Ihnen dazu 
noch einmal herzlich gratulieren. 

(Beifall) 

Wir haben leider bei Christdemokraten in Europa auch andere 
Beispiele. 

Dieser Wahlsieg erlegt Ihnen selbstverständlich auch eine sehr 
große Verantwortung auf, sowohl national als auch international. Als 
gute Christdemokraten scheuen Sie diese Verantwortung natürlich 
nicht, auch wenn die Umstände noch so schwer sind. Christdemokraten 
verteidigen ihre Sache bis zum Äußersten, sei es in Lateinamerika, 
wo die Demokratie und die Gerechtigkeit Meter für Meter erobert 
werden müssen, sei es hier in Westeuropa, in diesem schmalen 
Randstreifen des eurasischen Kontinents, wo wir die Freiheit 
genießen, ohne uns der Größe dieses Vorrechts bewußt zu sein. 

(Beifall) 

Liebe christdemokratische Freunde Europas, die wichtigste 
gemeinschaftliche Aufgabe, die wir zu bewältigen haben, ist das 
Zurückdrängen der Arbeitslosigkeit, vor allem derjenigen der 
Jugendlichen. Es ist nicht nur individuell für den jungen Menschen, 
der auf dem Sprung steht, in die Gesellschaft einzutreten, eine 
gewaltige Frustration, als Arbeitsloser anfangen zu müssen; eine 
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junge arbeitslose Generation ist auch aus gesellschaftlicher Sicht 
ein Drama, mehr noch, eine Gefahr für unsere Demokratie. 

Deshalb hat das Politische Büro unserer Europäischen Volkspartei 
nicht ohne Grund in bezug auf das Gipfeltrefen in Stuttgart einer 
gemeinschaftlichen Aktion gegen die Jugendarbeitslosigkeit die 
absolut erste Priorität gegeben. Es handelt sich hier um nicht 
weniger als Lebensinteressen, deren Lösung die nationalen 
Möglichkeiten weithin übersteigt, obwohl sich die nationalen 
Regierungen dessen leider nicht immer bewußt sind. Je größer und 
schwerer die sozialen und wirtschaftlichen Probleme, mit denen wir 
zu kämpfen haben, sind, desto größer ist die Notwendigkeit, diese 
Probleme gemeinsam anzupacken. 

(Beifall) 

Aber wir sehen - und das ist tragisch genug - das Gegenteil. 
Namentlich die Entwicklungen der internationalen Zusammenarbeit 
stagnieren. Es sieht aus, als ob sich die Mitgliedstaaten der 
Europäischen Gemeinschaft - trotz der Tatsache, daß sie es besser 
wissen - dennoch auf das nationale Gebiet zurückziehen, im leeren 
Wahn, daß sie so ihre Probleme besser lösen könnten als zusammen. 

Das ist tatsächlich eine wahre Tragödie; denn die Geschichte hat 
ja allmählich an vielen Beispielen in ausreichendem Maße gezeigt, 
wie sich wiederauflebender Nationalismus und Protektionismus negativ 
auswirken. Meine Damen und Herren, liebe Freunde, wir 
Christdemokraten, die an der Wiege des vereinten Europas gestanden 
haben, wir Christdemokraten, die kraft unserer christlichen 
Grundsätze, per definitionem über Grenzen hinwegschauen, wir 
Christdemokraten, die als einzige eine starke europäische 
Parteiorganisation gegründet und aufgebaut haben, sind ganz 
besonders berufen, die europäische Integration nicht nur zu 
konservieren, sondern auch weiter zu intensivieren und andere Länder 
in unsere Zusammenarbeit einzuschließen. Spanien und Portugal 
gehören zu uns. 

Die zehn Länder, die nun miteinander die Gemeinschaft bilden, 
werden zusammen eine Politik entwickeln müssen, um die Wirtschaft 
wieder aus der Sackgasse zu führen. Die Gemeinschaft selbst soll 
dazu über mehr eigene Finanzen verfügen können, um gemeinschaftlich 
mehr tun zu können als jetzt. Wenn die Gemeinschaft diese 
Extramittel nicht bekommt, ist es selbstverständlich - das ist 
unabwendbar - , daß die Integration weiter stockt. Auf diese Weise 
introduzieren wir eine abwärts führende Spirale, die schließlich zur 
Auflösung dessen führen wird, was wir miteinander in den letzten 
Jahrzehnten aufgebaut haben. Das kann und darf nicht unsere Linie 
sein. 

(Beifall) 

Das kann und darf nicht geschehen, während wir in sechs von den zehn 
Ländern der Gemeinschaft Regierungen haben, die unter der Führung 
der Christdemokraten stehen. 

Wie werden unsere Kinder über uns urteilen, wenn sie in der 
Zukunft zu folgendem Schluß kommen müssen: Erstens. Die 
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Notwendigkeit der Zusammenarbeit war deimals größer als j e . Zweitens. 
Die Christdemokraten hatten damals bessere Möglichkeiten als j e . 
Dr i t tens . Aber sie haben offenbar nicht gewoll t . Das darf, l iebe 
Freunde, nicht geschehen. 

(Be i f a l l ) 

So dürfen wir nicht mit unserer Verantwortung umgehen, so dürfen 
wir der Zukunft nicht entgegentreten. Wir als europäische 
Christdemokraten werden der europäischen Bevölkerung, vor allem der 
europäischen Jugend vor den Europawahlen zeigen müssen, daß wir 
Europa wollen und daß Europa Perspektiven bietet, Perspektiven auf 
Freiheit, Perspektiven auf Arbeit, Perspektiven auf Demokratie, 
Perspektiven auf soziale Gerechtigkeit. 

Ich bin, liebe Freunde, fest davon überzeugt, daß Sie als CDU 
mit uns in Europa vorangehen wollen, um diese Perspektiven 
Wirklichkeit werden zu lassen. "Aufwärts mit Deutschland" bedeutet 
aufwärts mit Europa. - Ich danke Ihnen. 

(Beifall) 

Bernhard Worms. Tagungspräsidium: Vielen Dank, Herr Bukman. 
Vielen Dank auch für all das, was wir im Bereich der EVP im 
Interesse Europas erarbeitet haben und was zu tun wir auch noch in 
den nächsten Jahren bereit sind. 

Nun erteile ich das Wort zu einem weiteren Grußwort dem 
Vertreter der in der EDU zusammengeschlossenen Parteien. Das Wort 
hat unser Freund, der Parteiobmann der ÖVP und Vorsitzende der 
Europäischen Demokratischen Union, Alois Mock. 

Dr. Alois Mock. Obmann der Österreichischen Volkspartei (mit 
Beifall begrüßt): Meine sehr geehrten Daunen und Herren! Herr 
Bundeskanzler, lieber Helmut Kohl! Liebe Freunde, die so wie ich 
Gäste der Christlich Demokratischen Union sind! Als ich das letzte 
Mal auf einem Parteitag der Christlich Demokratischen Union das Wort 
ergreifen konnte, war Helmut Kohl noch Oppositionsführer, und auch 
wir in Österreich hatten die entscheidenden Wahlen vor uns. 
Inzwischen ist Helmut Kohl zum Bundeskanzler gewählt worden, und die 
Christlich Demokratische Union hat am 6. März einen beeindruckenden 
und auch die internationale Öffentlichkeit überzeugenden Wahlsieg 
errungen. Dazu möchte ich Ihnen und Dir, lieber Herr Bundeskanzler, 
als Bundespartei Obmann der Österreichischen Volkspartei und als 
Präsident der Europäischen Demokratischen Union sehr herzlich 
gratulieren. 

(Beifall) 

Ein wirtschaftlich starkes und den europäischen Einigungsprozeß 
vorantreibendes Deutschland ist ein entscheidendes Element 
europäischer Stabilität und damit ein wesentlicher Faktor der 
europäischen Friedenssicherung. So sehen wir in Österreich es, und 
so sehen es auch die christlich demokratischen Freunde in anderen 
Ländern, wie es unser niederländischer Freund Bukman eben gesagt hat. 
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Ich wünsche Ihnen nur eines, liebe Freunde, daß Sie nach diesem 
fulminanten Start das beeindruckende Tempo im Bereich der 
wirtschaftlichen Sanierung, des europäischen Einigungsprozesses und 
der Weltpolitik beibehalten und durchhalten. 

Nun bin ich von einer Reihe von Freunden auch gefragt worden, 
wie es denn mit der innenpolitischen Entwicklung in Österreich 
aussehe. Ich möchte nur deswegen auf diesen Punkt eingehen. Die 
Volkspartei war bei den letzten Wahlen die einzige Partei, die 
Stimmen und Mandate hinzugewonnen hat. 

(Beifall) 

Zum erstenmal seit 13 Jahren, liebe Freunde, haben wir nicht Stimmen 
und Mandate verloren - es war ein harter Weg, diese 13 Jahre -, 
sondern Stimmen und Mandate gewonnen. Der sozialistische 
Parteiobmann Dr. Kreisky wurde abgewählt und ein Trauma gebrochen, 
das dahin ging, daß die Christdemokraten in Österreich es verlernt 
hätten, Wahlen zu gewinnen. 

Obwohl die Sozialisten fünf Mandate verloren haben, die 
Freiheitliche Partei 17 % ihres Stimmenpotentials verloren hat und 
den niedrigsten Stand seit ihrer Gründung erreicht hat, haben nun 
die beiden Verlierer eine Koalition der Verlierer gebildet und 
damit, meine Damen und Herren, ein Modell nachgeahmt, das bei Ihnen 
bereits in der Abstelletage der Geschichte rangiert. 

(Beifall) 

Die Freiheitliche Partei Österreichs, die einen anderen 
geschichtlichen Hintergrund hat als Ihre FDP, hat diesen Weg der 
Fortsetzung der sozialistischen Politik durch die Bildung einer 
kleinen Koalition gewählt, obwohl ihr die Österreichische 
Volkspartei substantielle Verhandlungen zur Bildung einer 
gemeinsamen Regierung angeboten hat, obwohl in der 
wirtschaftspolitischen Programmatik identische Auffassungen 
bestehen. Es wurde somit entgegen dem Wählerwillen, der 
offensichtlich auch in Österreich einen Kurswechsel verlangt hatte, 
eine Koalition gebildet, die es den Sozialisten erlaubt, den 
sozialistischen Weg weiterzugehen. 

In Österreich wird daher die Volkspartei, - die Christdemokraten -, 
die einzige Alternative für alle jene Österreicher bleiben, die mit 
der Fortsetzung des sozialistischen Weges nicht einverstanden sind. 

(Beifall) 

Liebe Freunde, wir werden eine Politik betreiben, die sich von 
einem klaren grundsatzpolitischen Standpunkt aus am Ordnungssystem 
der Sozialen Marktwirtschaft orientiert, im sozialpolitischen 
Bereich der Familienpolitik Vorrang gibt, Umweltpolitik nicht mit 
dem Konfliktpotential des ständigen Gegensatzes von Ökonomie und 
Ökologie betreibt, sondern die moderne Technik in den Dienst des 
Umweltschutzes stellt. 

Ich bin überzeugt, meine Damen und Herren: Genauso wie es der 
Sozialen Marktwirtschaft seinerzeit gelungen ist, 
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wirtschaftspolitische und sozialpolitische Zielsetzungen zu 
integrieren, wird es nur der Sozialen Marktwirtschaft gelingen, in 
Zukunft wirtschaftspolitische und ökologische Zielsetzungen zu 
integrieren - im Dienste des gemeinsamen Fortschritts. 

(Beifall) 

Ich möchte mich, lieber Helmut Kohl, auch bei Dir für Deine 
Anwesenheit im Januar in Wien sehr herzlich bedanken. Du hast Dir 
die Zeit genommen, als deutscher Bundeskanzler mitten im beginnenden 
deutschen Wahl kämpf zu uns zu kommen - der Große Saal der Wiener 
Hofburg war der Anzahl von Besuchern, die zugegen waren, nicht 
gewachsen ; auch dieser gewaltige Veransstaltungsrahmen konnte ihre 
Zahl nicht fassen - und damit einen praktischen Akt 
christlich-demokratischer Solidarität zu setzen. ^ 

(Beifall) 

Die Tatsache, daß der frühere - inzwischen ist er abgewählt worden -
sozialistische Bundeskanzler Dr. Kreisky so überbelastet war, daß er 
keine Zeit finden konnte. Dich zu empfangen, war ein Akt 
sozialistischer Unhöf1ichkeit, der zu den Gesetzen der Höflichkeit, 
wie es unserer Tradition entspricht, und zu den 
gutnachbarschaftlichen Beziehungen Österreichs und der 
Bundesrepublik in klarem Widerspruch gestanden hat. 

(Beifall) 

Aber Du hast hoffentlich gespürt, wie die Österreicher, wie die 
Freunde der Volkspartei mit einer Sympathiewelle ohnegleichen auf 
Dein Konmen reagiert haben. Ich möchte mich auch hier dafür 
bedanken, daß vier Wochen später - noch mehr im Wahl kämpf - Dein 
Generalsekretär Heiner Geißler zu uns nach Innsbruck gekommen ist 
und auf dem familienpolitischen Kongreß der Volkspartei ebenfalls 
ein beeindruckendes Referat gehalten hat. 

(Beifall) 

Liebe Freunde, beide Persönlichkeiten haben unter Beweis 
gestellt,was wir uns in der internationalen Zusaimienarbeit auf den 
Oppositionsbänken vorgenommen haben: uns als politische Parteien zu 
helfen, unsere gemeinsamen Grundsätze durchzusetzen. Ich bin Helmut 
Kohl dankbar, daß er diese Grundsätze auch als Bundeskanzler 
hochhält, obwohl ich weiß, daß damit viel Zeit und arbeitsmäßige 
Belastung verbunden sind. 

Ich sage das deswegen, liebe Freunde, weil wir im 
christlich-demokratischen Bereich und im Bereich der 
Zentrumsparteien leider die Erfahrung machen, daß Parteiführer -
kaum sind sie in Staatsfunktionen - die Frage der politischen 
Zusammenarbeit der Parteien in den Hintergrund stellen oder 
überhaupt vernachlässigen. Ich glaube, daß das ein Fehler ist und 
daß es keine Schande ist, hier vom politischen Gegner zu lernen. Ich 
bin dankbar, daß Dr. Kohl hier ein Vorbild für manchen anderen 
Parteiführer aus dem Bereich der Zentrumsparteien ist. 

(Beifall) 
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Vielleicht wird es Sie wundern, daß ein Österreicher für die 
wachsende Zusammenarbeit im Bereich der Europäischen Demokratischen 
Union, im Bereich der Union Europäischer Christdemokraten und für 
die wirtschaftliche und politische Integration Europas so heftig und 
genauso engagiert eintritt, wie ich für mein Land für den Weg der 
immerwährenden Neutralität eintrete, den Österreich 1955 gewählt 
hat. Liebe Freunde, die immerwährende österreichische Neutralität 
ist die Lebensform Österreichs im internationalen Raum. Sie stellt 
Österreichs Beitrag zum Ost-West-Interessenausgleich und damit zur 
Stabilität in Mitteleuropa und damit auch zur Friedenssicherung dar. 
Sie hat nichts mit Neutralismus zu tun, d.h. mit einer ideologischen 
Verschwommenheit, die die westlichen parlamentarischen und freien 
Demokratien auf die gleiche Ebene wie die kommunistischen Diktaturen 
stellt.. Wir sind als Österreicher Teil der Gemeinschaft freier 
parlamentarischer Demokratien, und wir werden dies auch bleiben. 

(Beifall) 

Wir wissen aber auch, daß diese immerwährende Neutralität durch 
ein militärisch-politisch ausgewogenes Verhältnis zwischen Ost und 
West zusätzlich abgesichert ist. Dies ist ein Grund, warum wir alle 
jene europäischen Einheitsbestrebungen auf politischer, 
wirtschaftlicher und militärischer Ebene begrüßen, die dem 
europäischen Gleichgewicht und damit der Friedenssicherung in Europa 
entsprechen. 

Ich darf Sie, meine Damen und Herren, nur noch einige Minuten 
für unsere Arbeit im Bereich der Europäischen Demokratischen Union 
in Anspruch nehmen. Diese Zusammenarbeit der 
christlich-demokratischen, konservativen und Zentrums-Parteien zeigt 
ihre ersten Früchte; sie macht gute Fortschritte. Es gelingt uns 
immer mehr, dieser Gemeinschaft Gestaltungskraft im Bereich der 
Grundsatzpolitik, der Außenpolitik und der Europapolitik zu geben. 

Die Wahlerfolge, die die Mitgliedsparteien der Europäischen 
Demokratischen Union in Deutschland, vor kurzem in Frankreich, vor 
einiger Zeit in Skandinavien gehabt haben und, wie ich überzeugt 
bin, in wenigen Wochen in England haben werden, zeigen, daß der Weg 
der Volkspartei der richtige Weg ist, den wir in Zukunft zusammen 
gehen sollten. 

(Beifall) 

Wir müssen diesen Weg von einer klaren grundsatzpolitischen 
Position aus gehen und die Menschen wissen und spüren lassen: Wir 
sind die Parteien der Freiheit, der wachsenden sozialen 
Gerechtigkeit, des unbedingten Respekts der natürlichen, politischen 
und sozialen Grund- und Freiheitsrechte. Wir sind eine klare 
Alternative zu den sozialistischen Parteien verschiedenster Art. 

Aus diesem Geist heraus werden wir an diesem Wochenende in Oslo, 
wo wir uns auf Einladung des norwegischen Ministerpräsidenten Kaare 
Willoch treffen, über die Gründung der Internationalen 
Demokratischen Union beraten. Wir sind der Auffassung: Wir brauchen 
eine weltweite Organisation, die die Zusammenarbeit der heute in der 
Europäischen Demokratischen Union und in der 
Pazifisch-Demokratischen Union vereinigten Zentrums- und 
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christlich-demokratischen Parteien organisiert. Ich möchte diesen 
Beratungen nicht vorausgreifen. Diese weltweite Organisation, die 
Internationale Demokratische Union, wird voraussichtlich bei der 
Parteiführerkonferenz Mitte Juni in London gegründet werden. Liebe 
Freunde, es ist das erste Mal, daß sich die 
christlich-demokratischen Parteien, die konservativen und die 
Zentrumsparteien, insoweit sie einen gemeinsamen programmatischen 
Charakter haben, zusammenschließen, um ihre Grundsätze auch weltweit 
zu vertreten. Wir können auf diesen Moment stolz sein. Er hat sicher 
einen historischen Charakter. 

(Vereinzelt Beifall) 

Liebe Freunde, wir werden weiterhin den Weg gehen, den wir in 
der Europäischen Demokratischen Union bisher gegangen sind. Wir 
unterscheiden uns von der Sozialistischen Internationale nicht nur 
durch einen anderen grundsatzpolitischen Standort, sondern auch 
dadurch, daß bei uns nur demokratische Parteien als Mitglieder- und 
Beobachterparteien akzeptiert werden. 

(Beifall) 

Zwischen Diktatur - ob rechter oder linker Provenienz - und der 
Demokratie gibt es keine Gemeinsamkeit. 

(Beifall) 

Abschließend möchte ich mich gerade auch für die Unterstützung 
durch die CDU/CSU bei der fünfjährigen Präsidentschaft in der 
Europäischen Demokratischen Union, die ich ausgeübt habe, sehr 
herzlich bedanken. Ohne diese Unterstützung durch Dich, Herr 
Bundeskanzler, durch Deine Christlich Demokratische Union und die 
Christlich Soziale Union Bayerns wäre diese Arbeit nicht möglich 
gewesen. Ich verbinde damit meine besten Wünsche für die Arbeit der 
Christlich Demokratischen Union, für Helmut Kohl, dem es gelungen 
ist, dem deutschen Bürger nach einer Periode wachsender Resignation 
durch eine Politik der wirtschaftlichen Vernunft und sozialen 
Verantwortung, durch ein wachsendes internationales Engagement im 
europäischen und weltweiten Rahmen für Sicherheit, Frieden und 
Freiheit wieder neu Hoffnung zu geben. 

(Anhaltender Beifall) 

Dr. Bernhard Worms. Tagungspräsidium: Vielen Dank, lieber Freund 
Alois Mock. Vielen Dank für diese Rede. Wir wünschen Ihnen für die 
Führung der ÖVP eine glückliche Hand und Gottes Segen. Wir danken 
Ihnen auch für Ihre hervorragende Arbeit in der EDU. 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, ich bitte die Herren 
Landesgeschäftsführer, sich jetzt zur Entgegennahme der 
zwischendurch erstellten Stimmzettel bereitzuhalten. 
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Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 9:• 

Bericht des Generalsekretärs der Christlich Demokratischen 
Union Deutschlands 
Bundesminister Dr. Heiner Geißler 

Das Wort zu seinem Bericht hat unser Freund Dr. Heiner Geißler. 

Dr. Heiner Geißler. Generalsekretär der CDU (mit Beifall 
begrüßt):Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich 
möchte eine Vorbemerkung machen. Dieser Raum, dieser Saal erinnert 
uns an ein großes Ereignis während des Wahlkampfs, nämlich an den 
Jugendkongreß der Christlich Demkratisehen Union. Wir hatten damals 
4 000 bis 5 000 Teilnehmer erwartet. Gekommen aber sind über 10 000 
junge Menschen aus der Umgebung von Köln. Wir hatten damals einige 
Schwierigkeiten und Auseinandersetzungen auch mit den Medien, weil 
wir der Auffassung waren, daß ein solches Ereignis mehr 
Nachrichtenwert hätte 

(Beifall) 

als z.B. ein Interview, das vier Tage vorher mit dem Vorsitzenden 
der Null-Bock-Partei gemacht worden war, die nach ihren eigenen 
Angaben über neun Mitglieder verfügte. Ich will darauf jetzt nicht 
zurückkommen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herrn, wir haben die Wahl auch 
deswegen gewonnen, weil es uns gelungen ist, das Vertrauen der 
Mehrheit der Erstwähler zu gewinnen. 

(Beifall) 

Wir haben in der letzten Woche über den Bericht der 
Enquete-Kommission "Jugendprotest im demokratischen Staat" im 
Parlament debattiert. Wir als Christliche Demokraten fühlen uns auch 
für junge Menschen verantwortlich, die zu resignieren beginnen, die 
deswegen resignieren, weil sie keine Aussicht für ihren beruflichen 
Weg, für ihren Lebensweg sehen. 

Wir fühlen uns auch verantwortlich für Selbsthilfegruppen, für 
kleine Gruppen, für Minderheiten. Aber ich glaube, wir tragen 
genauso, wenn nicht sogar ein größere Verantwortung für die 
Hunderttausenden, ja Millionen junger Menschen, die in der 
Pfadfinderschaft, in der Deutschen Sportjugend bis hin zum 
Jugendrotkreuz und zur Jugendfeuerwehr positiv ihren Beitrag leisten 
für die Gemeinschaft. 

(Beifall) 

Und ich würde hier eigentlich gern die Empfehlung weitergeben, daß 
die öffentlich-rechtlichen Medien über das Engagement dieser jungen 
Menschen in der Zukunft etwas mehr berichten, als dies in der 
Vergangenheit der Fall gewesen ist, weil sie dies nämlich verdienen. 

(Beifall) 
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Wir führen diesen Bundesparteitag in Köln durch, der Stadt 
Konrad Adenauers. Konrad Adenauer hatte, vor allem in seinen letzten 
Jahren, öfters die Sorge geäußert, die CDU würde in der Opposition 
zerfallen. Das können Sie in den verschiedenen Biographien, die es 
gibt, nachlesen. Aber ich glaube, wir können heute auf diesem 
Parteitag feststellen: Wir, die Christlich Demokratische Union, 
haben uns in den letzten 13 Jahren seines Erbes würdig erwiesen. 

(Beifall.) 

Ich bin froh, daß wir dies gerade hier in Köln sagen können. 

Es war ein langer Weg seit 1969. Wir haben diesen Weg draußen in 
einer Ausstellung dokumentiert. Der Weg der CDU in der Opposition, 
an dessen Anfang weite Teile der deutschen Publizistik uns den 
baldigen Zerfall vorausgesagt hatten. Es war ein steiniger Weg mit 
Streit, mit Niederlagen, aber auch ein Weg der Arbeit, mit neuen 
Ideen, mit einer neuen Sprache, mit einer immer besseren 
Organisation, ein Weg der geistigen und der politischen Erneuerung. 

Wir alle haben daran mitgewirkt, alle Parteimitglieder, die 
hauptamtlichen Mitarbeiter, ihnen gilt unser Dank. Unser Dank gilt 
aber auch denen, die in schwierigen Zeiten der Opposition die 
politische Verantwortung in der Führung der Partei wahrgenommen 
haben. Ich nenne zunächst meine Vorgänger im Amt: Bruno Heck, Konrad 
Kraske, Kurt Biedenkopf. 

(Beifall) 

Aber wir nennen hier auch dankbar und voller Anerkennung unsere 
Partei Vorsitzenden seit 1969: Kurt Georg Kiesinger, Rainer Barzel 
und natürlich Helmut Kohl. 

(Beifall) 

Nun hat es ja im Vorfeld des Parteitages in der Presse so 
Vorbemerkungen gegeben'- manche haben das auch abschätzig gemeint -, 
es werde ein Jubelparteitag werden. Ich finde, wir sollten diese 
Leute nicht enttäuschen. Wir und mit uns die überwiegende Mehrheit 
der Mitbürger in der Bundesrepublik Deutschland, wir sind froh, daß 
die alte Ära beendet ist, und wir freuen uns, daß Helmut Kohl 
Bundeskanzler der Bundesrepublik Deutschland ist. 

(Beifall) 

Aber ich glaube, es ist gut, uns, wenn wir jetzt in die Zukunft 
schauen, kurz zu überlegen, wie denn eigentlich dieser Wahlsieg 
zustande kam. Ich finde, die Tugenden und die Leistungen, die uns in 
die Regierung gebracht haben, müssen wir auch in der Regierung 
bewahren. Denn wir wollen ja nicht nur vier Jahre an der Regierung 
bleiben, sondern wir wollen mindestens dieses ganze Jahrzehnt mit 
unserer politischen Arbeit prägen. 

(Beifall) 

Also was war es? 
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Erstens. Die CDU hat einen erfolgreichen Kanzlerwahl kämpf 
geführt, für und mit Helmut Kohl. Unser Wahlkampf war in der Person 
und in der Sache glaubwürdig. Das war ein entscheidendes Element für 
den Wahlsieg. 

(Beifall) 

Zweitens. Wir haben den Wahlkeimpf aus der politischen Mitte 
unseres Volkes gewonnen. Das kam ja nicht von ungefähr. Die 
Grundlage für das Wahl Programm der Mitte wurde in den 13 langen 
Jahren der Opposition gelegt. Erinnern wir uns! Hamburger Parteitag 
1973: Mitbestimmung, Vermögensbildung, berufliche Bildung; Mannheim: 
Neue Soziale Frage, Gleichberechtigung der Frau, Partnerrente; 
Ludwigshafen: das Grundsatzprogramm; dann der Jugendparteitag in 
Hamburg: "Frieden durch Abrüstung", "Frieden schaffen mit immer 
weniger Waffen". Das waren und sind Elemente dieser Politik der 
Mitte. Meine sehr verehrte Damen und Herren, liebe Parteifreunde, 
nur mit dieser Politik der Mitte werden wir auch in der Zukunft 
erfolgreich regieren können. 

Was waren denn die sichtbaren Marksteine - daran müssen wir uns 
auch erinnern - auf dem Weg ins Kanzleramt? 

Zunächst einmal - der Bundeskanzler hat dies schon genannt -: 
Wir haben die Mehrheit gewonnen in den Kommunen, in unseren 
Großstädten. Ich nenne als Beispiele Rommel in Stuttgart, unseren 
Freund Kies! in München und jetzt vor allem Walter Wallmann in 
Frankfurt. 

(Beifall) 

Walter Wallmann hat Frankfurt aus einer schweren kommunal politischen 
Krise herausgeführt. Vor ihm war Frankfurt eine Stadt der 
Ausschreitungen, der Filzokratie und der Herrschaft der 
Sozialdemokraten. Heute ist Frankfurt anders. Heute ist Frankfurt 
ein kommunal pol 1tisches Symbol geworden. Und wenn es mit Hessen 
wieder aufwärts gehen soll, dann muß Walter Wallmann im September 
Ministerpräsident in Hessen werden! 

(Beifall) 

Und ich finde, unsere Chancen in Hessen im September sind gut. 

Ich nenne hier Alfred Dregger. Er hat als Parteivorsitzender in 
langen Jahren die Christlich Demokratis'che Union zur stärksten 
Partei gemacht, und ich finde, der Parteitag sollte ihm für diese 
großartige Arbeit noch einmal ausdrücklich den Dank und die 
Anerkennung aussprechen. Wir wünschen ihm alle Glück und Gottes 
Segen für seine Arbeit als Fraktionsvorsitzender der CDU/CSU. 

(Beifall) 

Zu den Marksteinen auf dem Weg ins Kanzleramt gehören auch 
unsere Länder und die großen Wahlsiege in Bayern, in 
Baden-Württemberg, in Rheinland-Pfalz, im Saarland, in 
Schleswig-Holstein. Wir nennen hier unsere Ministerpräsidenten. 

62 



Aber - und dies ist für die Parteigeschichte der vergangenen Jahre 
wichtig - für die Politik der Mitte war es ein entscheidender 
Durchbruch, daß die CDU in sozialdemoktatisehen Stamm!ändern, in 
denen über zwei Jahrzehnte die Sozialdemokraten die Macht ausgeübt 
hatten, die Regierung gewinnen konnte, in Niedersachsen mit Ernst 
Albrecht und in Berlin mit Richard von Weizsäcker. Das war ein 
entscheidender Durchbruch. 

(Beifall) 

Wenn wir hier unsere Geschichte in kurzen Strichen schreiben, 
dann sollten wir aber nicht allein an die Erfolge denken. Sieg und 
Niederlage sind oft nahe beieinander. Unsere uneingeschränkte 
Anerkennung und unser Dank gelten dem Mann, der seine Person in den 
Dienst der Sache gestellt hat, auch in wenig aussichtsreicher Lage: 
Walter Leisler Kiep in Hamburg. 

(Beifall) 

Ich möchte ihm, ich glaube, auch in Ihrem Namen, dafür danken, daß 
er sich auch für die koimienden zwei Jahre wieder für die Aufgabe des 
Schatzmeisters zur Verfügung stellt. 

Nun war unser Wahl kämpf bis zum 6. März vor allem auch ein 
Wahlkampf der Wahrhaftigkeit. Wir haben das oft genug gesagt. Wir 
haben in der Diskussion draußen noch nicht alles hinter uns. Wir 
haben den Sparhaushalt 1984 noch in der Diskussion mit unseren 
Mitbürgern zu vertreten. Deswegen bitte ich Sie alle, wir sollten 
unsere Freunde in den Orts- und Kreisverbänden immer wieder darauf 
hinweisen und ihnen sagen, daß wir vor der Wahl gesagt haben, daß 
wir diese Opfer verlangen müssen. Das ist nichts Neues. Wir haben 
vor der Wahl gesagt, was wir nach der Wahl machen werden. Darin 
unterscheiden wir uns ja gerade von den Sozialdemokraten. Die 
Wahrhaftigkeit ist in dieser Auseinandersetzung unser wichtigstes 
Kapi tal . 

Aber mit dieser Wahrhaftigkeit können wir nur dann gut fahren 
und können wir nur bestehen, wenn die Menschen davon überzeugt sind, 
daß es in diesem Land gerecht zugeht. Ich erinnere uns an das Wort 
des heiligen Augustinus, der gesagt hat: "Ohne Gerechtigkeit, was 
wäre der Staat anderes als eine große Räuberbande!" Auch in der 
Zukunft müssen wir Opfer bringen, aber sie müssen von allen getragen 
werden. Deswegen bestehen wir darauf, daß in den kommenden 
Haushaltsberatungen des Deutschen Bundestages das realisiert wird, 
was der Bundeskanzlesr in Auftrag gegeben hat, daß nämlich auch 
Kürzungen bei den Subventionen vorgenommen werden. 

(Beifall) 

Dies ist eine wichtige Entscheidung. 

Noch ein zweiter Punkt. Seit dem Mannheimer Parteitag 1975 haben 
wir die Einführung eines Erziehungsgeldes für alle Mütter gefordert. 
Wir hatten in der Opposition dafür keine Mehrheit. Jetzt an der 
Regierung haben wir die Ausdehnung des Mutterschaftsgeldes für alle 
Mütter beschlossen. Wir sagen ganz deutlich, auch angesichts der 
noch laufenden Diskussion, hier handelt es sich um einen Kernpunkt 
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unserer Politik. Von dieser politischen Entscheidung, die das 
Kabinett getroffen hat, wird die Union nicht abgehen. 

(Beifall) 

Ich glaube, daß wir auch sagen sollten, daß wir in der 
Fziniil ienpol i tik - der Bundeskanzler hat dazu heute morgen Wichtiges 
gesagt - in der Zukunft davon ausgehen, daß das realisiert wird, was 
unter der Überschrift "Familiensplitting" angekündigt worden ist. 
Wir müssen darauf bestehen, daß die Bürger, die Kinder haben, in der 
Zukunft weniger Steuern zahlen müssen als diejenigen, die keine 
Kinder haben. 

(Beifall) 

Das ist ein Akt steuerpolitischer Gerechtigkeit. 

Wenn ich einmal die Diskussion der letzten Tage und Wochen zu 
diesem Thema verfolge, dann weiß ich ganz genau, daß es eine Fülle 
von Bedenken gibt. Wo man hinguckt und mit wem man redet, bei den 
sogenannten Fachleuten ein Bedenken nach dem anderen. Wir sind auf 
den Sachverstand der Beamten angewiesen, aber ich habe manchmal den 
Eindruck, daß eine Reihe unserer Beamten weniger Staatsdiener, 
sondern eher Bedenkenträger ist. 

(Beifall) 

Ich finde also, meine sehr verehrten Damen und Herren, wir haben 
hier klare politische Entscheidungen getroffen und Vorgaben gegeben, 
und ich bin der Auffassung, daß diejenigen, die in den Ministerien 
ihre Verantwortung haben, jetzt nicht alles erfinden sollen, um 
etwas zu verhindern, sondern daß sie ihren Geist anstrengen sollen, 
daß sie ihre Fähigkeiten einsetzen sollen, um das verwirklichen zu 
helfen, was die Mehrheit des deutschen Volkes politisch mit unserer 
Wahl beschlossen hat. 

(Beifall) 

Meine lieben Parteifreunde, nur wenige Wahl kämpfe waren so 
politisch wie der Wahlkampf 1983. Kein Wunder, daß es auch ein 
emotionaler Wahlkampf wurde, oft mit einem leidenschaftlichen 
Engagement. Die Sozialdemokraten hatten noch einmal wie 1972 
versucht, alle linken Ressentiments gegen die Union zu mobilisieren: 
"EllenbogengeselIschaft", "Umverteilung von unten nach oben" usw., 
aber sie sind diesmal auf eine andere Union gestoßen. Von einer 
Schweigespirale war nicht mehr die Rede. Ich habe deshalb Anfang 
Januar die Sozialdemokraten hart angre\fen müssen; die Partei hat 
mich dabei unterstützt, und ich bedanke mich ausdrücklich dafür, daß 
diese Unterstützung möglich war. 

(Beifall) 

Ich danke allen Mitgliedern, die sich mit viel Opfern auch an Zeit 
und Geld für unsere Sache geschlagen haben, aber auch Argumentation, 
Organisation und Werbung haben in diesem Wahlkampf gestimmt. Die 
Bundesgeschäftsstelle, unsere politische Arbeit, die Organisation 
und die Kommunikation genießen ein hohes Ansehen. Ich möchte hier 
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